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63. Gesetz vom 29. Juni 2005 über den Mutterschutz (Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 – TMSchG 2005)

64. Gesetz vom 29. Juni 2005 über den Karenzurlaub für Väter (Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005)

Der Landtag hat beschlossen:

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Dienstnehmerinnen, die in
einem öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen
Dienstverhältnis zum Land Tirol, zu einer Gemeinde
oder zu einem Gemeindeverband stehen, sofern diese
Dienstnehmerinnen nicht in Betrieben tätig sind.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstnehmerinnen,
auf die das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, das
Landesvertragslehrergesetz 1966, das Land- und forst-
wirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985
oder das Land- und forstwirtschaftliche Landesver-
tragslehrergesetz anzuwenden ist.

2 .  A b s c h n i t t
Besondere Schutzmaßnahmen

§ 2
Gefahrenbeurteilung

(1) Der Dienstgeber hat bei der Beschäftigung von
Dienstnehmerinnen über die nach dem Tiroler Bediens-
tetenschutzgesetz 2003 – TBSG 2003, LGBl. Nr. 75, in
der jeweils geltenden Fassung bestehenden Pflichten
hinaus für Arbeitsplätze, an denen Frauen beschäftigt
werden, allfällige Gefahren für die Sicherheit und Ge-
sundheit von werdenden und stillenden Müttern und
ihre Auswirkungen auf die Schwangerschaft oder das
Stillen zu ermitteln und zu beurteilen.

(2) Im Rahmen der Gefahrenbeurteilung nach Abs. 1
sind insbesondere die Art, das Ausmaß und die Dauer
von Einwirkungen auf und von Belastungen für wer-
dende und stillende Mütter zu berücksichtigen durch:

a) Stöße, Erschütterungen oder Bewegungen;
b) Bewegen schwerer Lasten von Hand im Hinblick

auf die Auswirkungen für den Rücken- und Lenden-
wirbelbereich;

c) Lärm;
d) ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen;
e) extreme Kälte und Hitze;
f) Bewegungen und Körperhaltungen, geistige und

körperliche Ermüdung und sonstige mit der Tätigkeit
der Dienstnehmerin verbundene körperliche Belas-
tungen;

g) biologische Arbeitsstoffe im Sinne des § 2 lit. l sub-
lit. aa Z. 2, 3 und 4 TBSG 2003, soweit bekannt ist, dass
diese Stoffe oder die therapeutischen Maßnahmen, die
im Fall einer durch diese Stoffe hervorgerufenen Schä-
digung anzuwenden sind, die Gesundheit der werden-
den Mutter oder des werdenden Kindes gefährden;

h) gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe;
i) folgende Verfahren:
1. die Herstellung von Auramin,
2. Arbeiten, bei denen die Dienstnehmerin polyzyk-

lischen aromatischen Kohlenwasserstoffen ausgesetzt
ist, die im Steinkohlenruß, Steinkohlenteer, Steinkoh-
lenpech, Steinkohlenrauch oder Steinkohlenstaub vor-
handen sind,

3. Arbeiten, bei denen die Dienstnehmerin Staub,
Rauch oder Nebel beim Rösten oder bei der elektroly-
tischen Raffination von Nickelmatte ausgesetzt ist, und

4. Starke-Säure-Verfahren bei der Herstellung von
Isopropylalkohol;

j) Arbeiten in Druckluft (Luft mit einem Überdruck
von mehr als 0,1 bar), insbesondere in Druckkammern
und beim Tauchen.

(3) Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass nach
Maßgabe des § 6 Abs. 2 und 3 TBSG 2003 die Dienst-
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nehmerinnen bzw. die Sicherheitsvertrauenspersonen
oder die Personalvertretung über die Ergebnisse der
Gefahrenbeurteilung nach Abs. 1 und die zu ergreifen-
den Maßnahmen der Gefahrenverhütung informiert
werden.

(4) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des TBSG
2003 und der dazu erlassenen Verordnungen sinngemäß,
insbesondere hinsichtlich

a) der Durchführung der Gefahrenbeurteilung,
b) der Überprüfung und Anpassung der Gefahren-

beurteilung,
c) der Dokumentation der Ergebnisse der Gefahren-

beurteilung und der Maßnahmen der Gefahrenverhü-
tung und

d) der Heranziehung von Präventivfachkräften.

§ 3
Maßnahmen bei Gefährdung

(1) Werden im Rahmen der Gefahrenbeurteilung
nach § 2 Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit
von werdenden und stillenden Müttern oder mögliche
nachteilige Auswirkungen auf die Schwangerschaft oder
das Stillen festgestellt, so hat der Dienstgeber diese
Gefahren und Auswirkungen durch eine Änderung der
Beschäftigung auszuschließen.

(2) Ist eine Änderung der Arbeitsbedingungen aus
objektiven Gründen nicht möglich oder dem Dienst-
geber oder der Dienstnehmerin nicht zumutbar, so ist
die Dienstnehmerin auf einem anderen Arbeitsplatz zu
beschäftigen. Besteht kein geeigneter Arbeitsplatz, so
ist die Dienstnehmerin vom Dienst freizustellen.

(3) Die Abs. 1 und 2 sind auf Dienstnehmerinnen in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1
Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Dienst-
nehmerin an einem ihrer bisherigen dienstrechtlichen
Stellung zumindest entsprechenden Arbeitsplatz zu
verwenden ist.

§ 4
Beschäftigungsverbote 
für werdende Mütter

(1) Werdende Mütter dürfen in den letzten acht
Wochen vor der voraussichtlichen Entbindung (Acht-
wochenfrist) nicht beschäftigt werden. Die Acht-
wochenfrist ist aufgrund eines ärztlichen Zeugnisses zu
berechnen. Erfolgt die Entbindung früher oder später
als im Zeugnis angegeben, so verkürzt oder verlängert
sich diese Frist entsprechend.

(2) Über die Achtwochenfrist hinaus dürfen wer-
dende Mütter auch dann nicht beschäftigt werden, wenn
nach einem von der werdenden Mutter vorgelegten
amtsärztlichen Zeugnis Leben oder Gesundheit von

Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäftigung ge-
fährdet wäre.

(3) Werdende Mütter haben, sobald ihnen ihre
Schwangerschaft bekannt ist, dem Dienstgeber hiervon
unter Bekanntgabe des voraussichtlichen Geburtster-
mins Mitteilung zu machen. Weiters haben sie innerhalb
der vierten Woche vor dem Beginn der Achtwochenfrist
(Abs. 1) den Dienstgeber auf deren Beginn aufmerksam
zu machen. Auf Verlangen des Dienstgebers haben wer-
dende Mütter eine ärztliche Bescheinigung über das
Bestehen der Schwangerschaft und den voraussicht-
lichen Zeitpunkt ihrer Entbindung vorzulegen. Bei
einem vorzeitigen Ende der Schwangerschaft ist der
Dienstgeber zu verständigen.

(4) Allfällige Kosten für einen weiteren Nachweis
über das Bestehen der Schwangerschaft und über den
Zeitpunkt der voraussichtlichen Entbindung, der vom
Dienstgeber verlangt wird, hat der Dienstgeber zu tragen.

(5) Ist die werdende Mutter durch notwendige
schwangerschaftsbedingte Vorsorgeuntersuchungen,
die außerhalb der Dienstzeit nicht möglich oder nicht
zumutbar sind, an der Dienstleistung verhindert, so hat
sie Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts.

§ 5
Verbotene Arbeiten

(1) Werdende Mütter dürfen keinesfalls mit schwe-
ren körperlichen Arbeiten oder mit Arbeiten oder in
Arbeitsverfahren beschäftigt werden, die nach der Art
des Arbeitsvorganges oder der verwendeten Arbeits-
stoffe oder Arbeitsgeräte für sie oder für das werdende
Kind schädlich sind.

(2) Als Arbeiten im Sinne des Abs. 1 gelten insbe-
sondere:

a) Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr
als 5 kg Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als
10 kg Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand
gehoben oder regelmäßig Lasten von mehr als 8 kg
Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als 15 kg
Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand be-
wegt oder befördert werden; werden größere Lasten mit
mechanischen Hilfsmitteln gehoben, bewegt oder be-
fördert, so darf die körperliche Beanspruchung nicht
größer sein als bei den vorhin genannten Arbeiten;

b) Arbeiten, die von werdenden Müttern überwie-
gend im Stehen verrichtet werden müssen, sowie Ar-
beiten, die diesen in ihrer statischen Belastung gleich-
kommen, es sei denn, dass Sitzgelegenheiten zum kur-
zen Ausruhen benützt werden können; nach Ablauf der
20. Schwangerschaftswoche alle derartigen Arbeiten,
sofern sie länger als vier Stunden verrichtet werden, auch
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dann, wenn Sitzgelegenheiten zum kurzen Ausruhen
benützt werden können;

c) Arbeiten, bei denen die Gefahr einer Berufser-
krankung im Sinne der sozialversicherungsrechtlichen
Vorschriften gegeben ist;

d) Arbeiten, bei denen werdende Mütter Einwirkun-
gen von gesundheitsgefährdenden Stoffen, gleich, ob in
festem, flüssigem, staub-, gas- oder dampfförmigem
Zustand, von gesundheitsgefährdenden Strahlen oder
von Hitze, Kälte oder Nässe ausgesetzt sind, bei denen
eine Schädigung nicht ausgeschlossen werden kann;

e) die Bedienung von Geräten und Maschinen aller
Art, sofern damit eine hohe Fußbeanspruchung ver-
bunden ist;

f) die Bedienung von Geräten und Maschinen mit
Fußantrieb, sofern damit eine hohe Fußbeanspruchung
verbunden ist;

g) die Beschäftigung auf Beförderungsmitteln;
h) Akkordarbeiten, akkordähnliche Arbeiten, Fließ-

arbeiten mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, leis-
tungsbezogene Prämienarbeiten und sonstige Arbeiten,
bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein
höheres Entgelt erzielt werden kann, wie beispielsweise
Arbeiten, für die ein Entgelt gebührt, das auf Arbeits-
(Persönlichkeits-) Bewertungsverfahren, statistischen
Verfahren, Datenerfassungsverfahren, Kleinstzeitver-
fahren oder ähnlichen Entgeltfindungsmethoden be-
ruht, wenn die damit verbundene durchschnittliche
Arbeitsleistung die Kräfte der werdenden Mutter über-
steigt. Nach Ablauf der 20. Schwangerschaftswoche
sind Akkordarbeiten, akkordähnliche Arbeiten, leis-
tungsbezogene Prämienarbeiten sowie Fließarbeiten
mit vorgeschriebenem Arbeitstempo jedenfalls unter-
sagt;

i) Arbeiten, die von werdenden Müttern ständig im
Sitzen verrichtet werden müssen, es sei denn, dass ihnen
Gelegenheit zu kurzen Unterbrechungen ihrer Arbeit
gegeben wird;

j) Arbeiten mit biologischen Arbeitsstoffen im Sinne
des § 2 lit. l sublit. aa Z. 2, 3 und 4 TBSG 2003, soweit
bekannt ist, dass diese Stoffe oder die therapeutischen
Maßnahmen, die im Fall einer durch diese Stoffe her-
vorgerufenen Schädigung anzuwenden sind, die Ge-
sundheit der werdenden Mutter oder des werdenden
Kindes gefährden;

k) Arbeiten in Druckluft (Luft mit einem Überdruck
von mehr als 0,1 bar), insbesondere in Druckkammern
und beim Tauchen.

(3) Werdende Mütter dürfen nicht mit Arbeiten be-
schäftigt werden, bei denen sie mit Rücksicht auf ihre
Schwangerschaft besonderen Unfallgefahren ausgesetzt
sind.

(4) Werdende Mütter, die selbst nicht rauchen, dür-
fen nicht an Arbeitsplätzen beschäftigt werden, bei
denen sie der Einwirkung von Tabakrauch ausgesetzt
sind. Ist eine räumliche Trennung nicht möglich, so hat
der Dienstgeber durch geeignete Maßnahmen dafür zu
sorgen, dass andere Dienstnehmer, die im selben Raum
wie die werdende Mutter beschäftigt sind, diese nicht
der Einwirkung von Tabakrauch aussetzen.

§ 6
Beschäftigungsverbote 

für stillende Mütter

(1) Stillende Mütter haben bei Wiederantritt des
Dienstes dem Dienstgeber Mitteilung zu machen, dass
sie stillen und auf Verlangen des Dienstgebers eine
Bestätigung eines Arztes oder einer Mutterberatungs-
stelle vorzulegen.

(2) Stillende Mütter dürfen keinesfalls mit Arbeiten
oder in Arbeitsverfahren nach § 5 Abs. 2 lit. a, c, d, h
und k beschäftigt werden.

(3) Die Dienstnehmerin hat dem Dienstgeber mit-
zuteilen, wenn sie nicht mehr stillt.

§ 7
Beschäftigungsverbote 
nach der Entbindung

(1) Dienstnehmerinnen dürfen bis zum Ablauf von
acht Wochen nach ihrer Entbindung nicht beschäftigt
werden. Bei Frühgeburten, Mehrlingsgeburten oder
Kaiserschnittentbindungen beträgt diese Frist mindes-
tens zwölf Wochen. Ist eine Verkürzung der Acht-
wochenfrist (§ 4 Abs. 1) vor der Entbindung eingetre-
ten, so verlängert sich die Schutzfrist nach der Entbin-
dung im Ausmaß dieser Verkürzung, höchstens jedoch
auf 16 Wochen.

(2) Dienstnehmerinnen dürfen nach ihrer Entbin-
dung über die im Abs. 1 festgesetzten Fristen hinaus so
lange zur Arbeit nicht zugelassen werden, als sie ar-
beitsunfähig sind. Die Dienstnehmerinnen sind ver-
pflichtet, ihre Arbeitsunfähigkeit ohne Verzug dem
Dienstgeber anzuzeigen und auf Verlangen des Dienst-
gebers eine ärztliche Bestätigung über die voraussicht-
liche Dauer der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. Kommt
eine Dienstnehmerin diesen Verpflichtungen nicht
nach, so verliert sie für die Dauer der Säumnis den An-
spruch auf das Entgelt.

(3) Dienstnehmerinnen dürfen bis zum Ablauf von
zwölf Wochen nach ihrer Entbindung nicht mit den
im § 5 Abs. 1 und 2 genannten Arbeiten beschäftigt
werden.
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§ 8
Verbot der Nachtarbeit

(1) Werdende und stillende Mütter dürfen – abgese-
hen von den im Abs. 2 genannten Ausnahmen – in der
Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr nicht beschäftigt werden.

(2) Werdende und stillende Mütter, die als Pflegerin-
nen in Pflege- und Wohlfahrtseinrichtungen oder als
Erzieherinnen in Kinderheimen und Erziehungsein-
richtungen tätig sind, dürfen bis 22 Uhr beschäftigt wer-
den, sofern im Anschluss an die Nachtarbeit eine un-
unterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden ge-
währt wird.

(3) Abs. 2 gilt nur insoweit, als Nachtarbeit für
Dienstnehmerinnen nicht aufgrund anderer Vorschrif-
ten verboten ist.

§ 9
Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit

(1) Werdende und stillende Mütter dürfen an Sonn-
tagen und gesetzlichen Feiertagen nicht beschäftigt
werden.

(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt im Rahmen der sonst
zulässigen Sonn- und Feiertagsarbeit nicht in Einrich-
tungen, in denen ununterbrochen mit Schichtwechsel
gearbeitet wird.

(3) Die Dienstnehmerin hat in der auf die Sonntags-
arbeit folgenden Kalenderwoche Anspruch auf eine un-
unterbrochene Ruhezeit von mindestens 36 Stunden
(Wochenruhe), in der auf die Feiertagsarbeit folgenden
Woche Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit
von mindestens 24 Stunden im Anschluss an eine Nacht-
ruhe. Die Ruhezeit hat einen ganzen Wochentag einzu-
schließen. Während dieser Ruhezeit darf die Dienst-
nehmerin nicht beschäftigt werden.

(4) Die Ausnahme nach Abs. 2 gilt nur, soweit Sonn-
und Feiertagsarbeit für Dienstnehmerinnen nicht auf-
grund anderer Vorschriften verboten ist.

§ 10
Verbot von Überstunden

Werdende und stillende Mütter dürfen über die ge-
setzlich festgesetzte tägliche Normaldienstzeit hinaus
nicht beschäftigt werden. Keinesfalls darf die tägliche
Dienstzeit neun Stunden und die wöchentliche Dienst-
zeit 40 Stunden übersteigen.

§ 11
Ruhemöglichkeit

Werdenden und stillenden Müttern, die in Arbeits-
stätten oder auf Baustellen beschäftigt sind, ist es zu er-
möglichen, sich unter geeigneten Bedingungen hinzule-
gen und auszuruhen.

§ 12
Stillzeit

(1) Stillenden Müttern ist auf Verlangen die zum Stil-
len ihrer Kinder erforderliche Zeit freizugeben.

(2) Durch die Gewährung der Stillzeit darf ein Ver-
dienstausfall nicht eintreten. Die Stillzeit darf nicht vor-
oder nachgearbeitet und nicht auf die in anderen Vor-
schriften vorgesehenen Ruhepausen angerechnet werden.

3 .  A b s c h n i t t
Kündigungs- und Entlassungsschutz

§ 13
Kündigungsschutz

(1) Dienstnehmerinnen können während der
Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier Monaten
nach der Entbindung rechtswirksam nicht gekündigt
werden, es sei denn, dass dem Dienstgeber die Schwan-
gerschaft oder die Entbindung nicht bekannt ist.

(2) Eine Kündigung ist auch rechtsunwirksam, wenn
die Tatsache der Schwangerschaft oder der Entbindung
binnen fünf Arbeitstagen nach Ausspruch der Kündi-
gung, bei schriftlicher Kündigung binnen fünf Arbeits-
tagen nach deren Zustellung, dem Dienstgeber bekannt
gegeben wird. Eine schriftliche Bekanntgabe der
Schwangerschaft oder Entbindung ist rechtzeitig, wenn
sie innerhalb der Fünftagefrist zur Post gegeben wird.
Wendet die Dienstnehmerin die Tatsache ihrer Schwan-
gerschaft oder Entbindung innerhalb der Fünftagefrist
ein, so hat sie gleichzeitig durch eine Bestätigung des
Arztes die Schwangerschaft oder die Vermutung der
Schwangerschaft nachzuweisen oder die Geburtsur-
kunde des Kindes vorzuweisen. Kann die Dienstneh-
merin aus Gründen, die nicht von ihr zu vertreten sind,
dem Dienstgeber die Schwangerschaft oder Entbindung
nicht innerhalb der Fünftagefrist bekannt geben, so gilt
die Bekanntgabe als rechtzeitig erstattet, wenn sie un-
mittelbar nach dem Wegfall des Hinderungsgrundes
nachgeholt wird.

(3) Eine einvernehmliche Auflösung des Dienstver-
hältnisses während der Dauer des Kündigungsschutzes
ist nur dann rechtswirksam, wenn sie schriftlich verein-
bart wurde. Bei Minderjährigen muss in der Vereinba-
rung festgestellt sein, dass die Dienstnehmerin über den
Kündigungsschutz nach diesem Gesetz belehrt wurde.
Diese Belehrung hat durch die Personalvertretung oder,
wenn eine solche nicht besteht, durch den Vertreter des
Dienstgebers zu erfolgen.

§ 14
Befristete Dienstverhältnisse

(1) Der Ablauf eines auf bestimmte Zeit abgeschlos-
senen Dienstverhältnisses wird von der Meldung der
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Schwangerschaft bis zum Beginn des Beschäftigungs-
verbotes nach § 4 Abs. 1 oder eines auf Dauer ausge-
sprochenen Beschäftigungsverbotes nach § 4 Abs. 2 ge-
hemmt, es sei denn, dass die Befristung aus sachlich
gerechtfertigten Gründen erfolgt oder gesetzlich vor-
gesehen ist.

(2) Eine sachliche Rechtfertigung der Befristung liegt
vor, wenn diese im Interesse der Dienstnehmerin liegt
oder wenn das Dienstverhältnis für die Dauer der Ver-
tretung an der Arbeitsleistung verhinderter Dienstneh-
mer, zu Ausbildungszwecken, für die Zeit der Saison
oder zur Erprobung abgeschlossen wurde, wenn auf-
grund der in der vorgesehenen Verwendung erforder-
lichen Qualifikation eine längere Erprobung als die ge-
setzliche Probezeit notwendig ist.

§ 15
Provisorische öffentlich-rechtliche

Dienstverhältnisse

(1) Soweit im Abs. 3 nichts anderes bestimmt ist,
kann ein Rechtsanspruch auf Umwandlung eines künd-
baren Dienstverhältnisses in ein unkündbares (definiti-
ves) Dienstverhältnis nicht erworben werden während
der Dauer

a) des Kündigungsschutzes nach den §§ 13, 20, 21, 23
und 24 und bis zum Ablauf von vier Monaten nach dem
Ende dieses Schutzes sowie

b) des aufgeschobenen Karenzurlaubes nach § 22
oder einer Teilzeitbeschäftigung nach § 29.

(2) Erfolgt die Definitivstellung nach dem Ablauf der
im Abs. 1 lit. a genannten Frist, so wirkt sie auf jenen
Zeitpunkt zurück, in dem sie ohne die Aufschiebung im
Sinne des Abs. 1 lit. a erfolgt wäre.

(3) Abweichend vom Abs. 1 lit. a kann eine Dienst-
nehmerin in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis nach § 1 Abs. 1 während der Inanspruchnahme
eines Karenzurlaubes nach § 21 durch den anderen
Elternteil einen Rechtsanspruch auf Umwandlung eines
kündbaren Dienstverhältnisses in ein unkündbares (de-
finitives) Dienstverhältnis erwerben.

§ 16
Ausländerinnen

Der Ablauf der Beschäftigungsbewilligung, der Ar-
beitserlaubnis oder des Befreiungsscheines einer Aus-
länderin nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz wird
im Fall der Schwangerschaft und der Entbindung bis zu
dem Zeitpunkt gehemmt, in dem ihr Dienstverhältnis
nach den §§ 13 Abs. 1, 14 Abs. 1, 20 Abs. 5, 21 Abs. 5,
24 Abs. 1 erster Satz in Verbindung mit Abs. 5 und § 32
Abs. 1 und den dafür sonst geltenden gesetzlichen oder

vertraglichen Bestimmungen rechtsgültig beendet wer-
den kann.

§ 17
Entlassungsschutz

(1) Dienstnehmerinnen können während der Schwan-
gerschaft und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der
Entbindung rechtswirksam nur nach vorheriger Zu-
stimmung des Gerichtes entlassen werden.

(2) Das Gericht darf die Zustimmung zur Entlassung
nur erteilen, wenn die Dienstnehmerin

a) die ihr aufgrund des Dienstverhältnisses obliegen-
den Pflichten schuldhaft gröblich verletzt, insbesondere
wenn sie ohne einen rechtmäßigen Hinderungsgrund
während einer den Umständen nach erheblichen Zeit die
Dienstleistung unterlässt;

b) im Dienst untreu ist oder sich in ihrer Tätigkeit
ohne Wissen des Dienstgebers von dritten Personen un-
berechtigt Vorteile zuwenden lässt;

c) gegen die Amtsverschwiegenheit verstößt oder
ohne Einwilligung des Dienstgebers eine die Erfüllung
der dienstlichen Aufgaben behindernde Nebenbeschäf-
tigung ausübt;

d) sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzun-
gen gegen Vorgesetzte oder Mitbedienstete zuschulden
kommen lässt;

e) sich einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur
vorsätzlich begangen werden kann und mit einer mehr
als einjährigen Freiheitsstrafe bedroht ist, oder einer mit
Bereicherungsvorsatz begangenen gerichtlich strafba-
ren Handlung schuldig macht;

f) die Aufnahme in das Dienstverhältnis durch un-
wahre Angaben, ungültige Urkunden oder durch Ver-
schweigen von Umständen erschlichen hat, die ihre
Aufnahme nach dienstrechtlichen Vorschriften ausge-
schlossen hätten.

(3) In den Fällen des Abs. 2 lit. a und d ist der durch
die Schwangerschaft oder die Entbindung der Dienst-
nehmerin bedingte außerordentliche Gemütszustand zu
berücksichtigen.

(4) In den Fällen des Abs. 2 lit. d und e kann die Ent-
lassung der Dienstnehmerin gegen nachträgliche Ein-
holung der Zustimmung des Gerichtes ausgesprochen
werden. Weist das Gericht die Klage auf Zustimmung
zur Entlassung ab, so ist die Entlassung rechtsunwirk-
sam.

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn die
Entlassung der Dienstnehmerin durch das rechtskräf-
tige Erkenntnis einer aufgrund gesetzlicher Vorschrif-
ten gebildeten Disziplinarkommission verfügt wird
oder das Dienstverhältnis kraft Gesetzes erlischt.
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§ 18
Parteistellung

In gerichtlichen Verfahren nach § 17 ist die Dienst-
nehmerin Partei.

§ 19
Weiterzahlung des Entgelts

(1) Dienstnehmerinnen ist für die Zeit, in der sie nach
den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht beschäftigt
werden dürfen oder in der bei Anwendung der §§ 3, 5,
6, 7 Abs. 3 oder nach § 8 eine Änderung der Beschäfti-
gung erforderlich ist, jenes Entgelt weiter zu gewähren,
das sie ohne Eintritt der Schwangerschaft oder der Ent-
bindung erhalten hätten. Dies gilt auch für die Zeit, in
der der Ablauf des Dienstverhältnisses nach § 14 Abs. 1
gehemmt ist.

(2) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht nicht für
Zeiträume, während derer Wochengeld oder Kranken-
geld nach dem ASVG bezogen werden kann. Für die
Dienstnehmerin günstigere Regelungen werden da-
durch nicht berührt.

4 .  A b s c h n i t t
Karenzurlaub

§ 20
Anspruch auf Karenzurlaub

(1) Dienstnehmerinnen ist auf ihr Verlangen im An-
schluss an die Frist nach § 7 Abs. 1 und 2 ein Urlaub un-
ter Entfall des Entgelts (Karenzurlaub) bis zum Ablauf
des zweiten Lebensjahres des Kindes, soweit im Fol-
genden nichts anderes bestimmt ist, zu gewähren, wenn
sie mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt leben. Das
Gleiche gilt, wenn anschließend an die Frist nach § 7
Abs. 1 und 2 ein Erholungsurlaub verbraucht wurde oder
die Dienstnehmerin durch Krankheit oder Unglücksfall
an der Dienstleistung verhindert war.

(2) Eine gleichzeitige Inanspruchnahme von Ka-
renzurlaub durch beide Elternteile ist, ausgenommen im
Fall des § 21 Abs. 2, nicht zulässig.

(3) Der Karenzurlaub muss mindestens drei Monate
dauern.

(4) Die Dienstnehmerin hat den Beginn und die Dauer
des Karenzurlaubes dem Dienstgeber bis zum Ende der
Frist nach § 7 Abs. 1 bekannt zu geben. Die Dienstneh-
merin kann ihrem Dienstgeber spätestens drei Monate
vor dem Ende dieses Karenzurlaubes bekannt geben, dass
und bis zu welchem Zeitpunkt sie den Karenzurlaub ver-
längert. Unbeschadet des Ablaufes dieser Fristen kann
ein Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn
nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(5) Wird ein Karenzurlaub nach den Abs. 1 und 4 in
Anspruch genommen, so erstreckt sich der Kündi-

gungs- und Entlassungsschutz nach den §§ 13 und 17
bis zum Ablauf von vier Wochen nach der Beendigung
des Karenzurlaubes.

§ 21
Teilung des Karenzurlaubes 
zwischen Mutter und Vater

(1) Der Karenzurlaub kann zweimal mit dem Vater
geteilt werden. Jeder Teil des Karenzurlaubes der
Dienstnehmerin muss mindestens drei Monate dauern.
Er ist in dem im § 20 Abs. 1 festgelegten Zeitpunkt oder
unmittelbar im Anschluss an einen Karenzurlaub des
Vaters anzutreten.

(2) Aus Anlass des erstmaligen Wechsels der Betreu-
ungsperson kann die Mutter gleichzeitig mit dem Vater
Karenzurlaub in der Dauer von einem Monat in An-
spruch nehmen, wobei der Anspruch auf Karenzurlaub
einen Monat vor dem im § 20 Abs. 1 bzw. § 22 Abs. 1
genannten Zeitpunkt endet.

(3) Nimmt die Dienstnehmerin ihren Karenzurlaub
im Anschluss an einen Karenzurlaub des Vaters in An-
spruch, so hat sie spätestens drei Monate vor dem Ende
des Karenzurlaubes des Vaters ihrem Dienstgeber den
Beginn und die Dauer des Karenzurlaubes bekannt zu
geben. Unbeschadet des Ablaufes dieser Frist kann ein
Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn nicht
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(4) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz nach
den §§ 13 und 17 beginnt im Fall des Abs. 3 mit der
Bekanntgabe, frühestens jedoch vier Monate vor dem
Antritt des Karenzurlaubsteiles.

(5) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz nach
den §§ 13 und 17 endet vier Wochen nach dem Ende des
jeweiligen Karenzurlaubsteiles.

§ 22
Aufgeschobener Karenzurlaub

(1) Die Dienstnehmerin kann mit dem Dienstgeber
vereinbaren, dass sie drei Monate ihres Karenzurlaubes
aufschiebt und bis zum Ablauf des siebenten Lebens-
jahres des Kindes verbraucht, soweit im Folgenden
nichts anderes bestimmt ist. Dabei sind die dienstlichen
Interessen unter Bedachtnahme auf den Anlass der
Inanspruchnahme des Karenzurlaubes zu berücksich-
tigen. Ein aufgeschobener Karenzurlaub kann nur dann
in Anspruch genommen werden, wenn der Karenz-
urlaub nach den §§ 20 oder 21

a) spätestens mit dem Ablauf des 21. Lebensmonats
des Kindes oder

b) bei Inanspruchnahme eines aufgeschobenen Ka-
renzurlaubes auch durch den Vater spätestens mit dem
Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes
geendet hat.
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(2) Ist der noch nicht verbrauchte aufgeschobene
Karenzurlaub länger als der Zeitraum zwischen dem
Schuleintritt und dem Ablauf des siebenten Lebensjah-
res des Kindes oder erfolgt der Schuleintritt erst nach
dem Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes, so
kann aus Anlass des Schuleintrittes des Kindes der Ver-
brauch des aufgeschobenen Karenzurlaubes vereinbart
werden. Die Geburt eines weiteren Kindes hindert nicht
die Vereinbarung über den Verbrauch des aufgeschobe-
nen Karenzurlaubes.

(3) Die Absicht, einen aufgeschobenen Karenzurlaub
in Anspruch zu nehmen, ist dem Dienstgeber zu den in
den §§ 20 Abs. 4 oder 21 Abs. 3 genannten Zeitpunkten
bekannt zu geben. Kommt innerhalb von zwei Wochen
ab der Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann
der Dienstgeber binnen weiterer zwei Wochen wegen
der Inanspruchnahme des aufgeschobenen Karenzur-
laubes die Klage beim zuständigen Gericht einbringen,
widrigenfalls die Zustimmung als erteilt gilt. Die Dienst-
nehmerin kann bei Nichteinigung oder im Fall der Klage
bekannt geben, dass sie anstelle des aufgeschobenen
Karenzurlaubes einen Karenzurlaub bis zum zweiten
Lebensjahr des Kindes in Anspruch nimmt. Gleiches
gilt, wenn der Klage des Dienstgebers stattgegeben wird.

(4) Der Beginn des aufgeschobenen Teiles des Karenz-
urlaubes ist dem Dienstgeber spätestens drei Monate vor
dem gewünschten Zeitpunkt bekannt zu geben. Kommt
innerhalb von zwei Wochen ab der Bekanntgabe keine
Einigung zustande, so kann die Dienstnehmerin den auf-
geschobenen Karenzurlaub zum gewünschten Zeit-
punkt antreten, es sei denn, der Dienstgeber hat binnen
weiterer zwei Wochen wegen des Zeitpunktes des An-
trittes des aufgeschobenen Karenzurlaubes die Klage
beim zuständigen Gericht eingebracht.

(5) In Rechtsstreitigkeiten nach den Abs. 3 und 4
steht keiner Partei ein Kostenersatzanspruch an die
andere zu, ist gegen ein Urteil des Gerichtes erster In-
stanz eine Berufung nicht zulässig und sind, unabhän-
gig vom Wert des Streitgegenstandes, Beschlüsse des
Gerichtes erster Instanz nur aus den Gründen des § 517
ZPO sowie wegen Nichtzulassung einer Klagsänderung
anfechtbar.

(6) Wird der aufgeschobene Karenzurlaub im Rah-
men eines anderen Dienstverhältnisses als jenem, das zur
Zeit der Geburt des Kindes bestanden hat, in Anspruch
genommen, so bedarf es vor dem Antritt des aufge-
schobenen Karenzurlaubes jedenfalls einer Vereinba-
rung mit dem neuen Dienstgeber.

(7) Dienstnehmerinnen in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 können den auf-
geschobenen Karenzurlaub zu dem von ihnen ge-

wünschten Zeitpunkt in Anspruch nehmen. Auf sie sind
Abs. 3 zweiter, dritter und vierter Satz, Abs. 4 zweiter
Satz und Abs. 5 nicht anzuwenden.

§ 23
Karenzurlaub der Adoptiv- 

oder Pflegemutter

(1) Eine Dienstnehmerin, die ein Kind, das das zweite
Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

a) allein oder mit ihrem Ehegatten an Kindes statt an-
genommen hat (Adoptivmutter) oder

b) in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in
unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegemutter)
und mit dem Kind im selben Haushalt lebt, hat An-
spruch auf Karenzurlaub.

(2) Für die im Abs. 1 genannten Dienstnehmerinnen
gelten die §§ 20, 21 und 22 sinngemäß mit folgenden
Abweichungen:

a) Der Karenzurlaub nach den §§ 20 und 21 beginnt
mit dem Tag der Annahme an Kindes statt oder der
Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss
an einen Karenzurlaub des Vaters, Adoptiv- oder Pflege-
vaters;

b) nimmt die Dienstnehmerin ihren Karenzurlaub
nach den §§ 20 und 21 unmittelbar ab dem Tag der An-
nahme an Kindes statt oder der Übernahme in unent-
geltliche Pflege in Anspruch, so hat sie den Beginn und
die Dauer des Karenzurlaubes dem Dienstgeber unver-
züglich bekannt zu geben;

c) nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach dem
Ablauf des 18. Lebensmonats, jedoch vor dem Ablauf
des zweiten Lebensjahres an Kindes statt an oder in
unentgeltliche Pflege, so kann sie Karenzurlaub bis zu
sechs Monaten auch über das zweite Lebensjahr des
Kindes hinaus in Anspruch nehmen.

(3) Nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach dem
Ablauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor dem Ab-
lauf des siebenten Lebensjahres des Kindes an Kindes
statt an oder nimmt sie es in der Absicht, es an Kindes
statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege, so hat die
Dienstnehmerin Anspruch auf Karenzurlaub in der
Dauer von sechs Monaten. Der Karenzurlaub beginnt
mit dem Tag der Annahme an Kindes statt oder der
Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss
an einen Karenzurlaub des Vaters, Adoptiv- oder Pflege-
vaters.

(4) Die §§ 13, 16, 17 Abs. 1, 2 und 4 und 18 gelten im
Fall von Karenzurlauben nach den Abs. 1 und 3 sinnge-
mäß mit der Maßgabe, dass anstelle der Bekanntgabe der
Schwangerschaft (§ 13 Abs. 2) die Mitteilung von der
Annahme an Kindes statt oder von der Übernahme in
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Pflege tritt. In beiden Fällen muss mit der Mitteilung
das Verlangen auf Gewährung eines Karenzurlaubes ver-
bunden sein.

§ 24
Karenzurlaub bei 

Verhinderung des Vaters

(1) Ist der Vater, Adoptiv- oder Pflegevater durch ein
unvorhersehbares und unabwendbares Ereignis für eine
nicht bloß verhältnismäßig kurze Zeit verhindert, das
Kind selbst zu betreuen, so ist der Dienstnehmerin auf
ihr Verlangen für die Dauer der Verhinderung, längstens
jedoch bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des
Kindes, ein Karenzurlaub zu gewähren. Dasselbe gilt bei
Verhinderung eines Vaters, Adoptiv- oder Pflegevaters,
der zulässigerweise nach dem Ablauf des zweiten Le-
bensjahres des Kindes Karenzurlaub in Anspruch
nimmt.

(2) Ein unvorhersehbares und unabwendbares Ereig-
nis liegt nur vor bei:

a) Tod,
b) Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt,
c) Verbüßung einer Freiheitsstrafe oder einer sonsti-

gen behördlich angeordneten Anhaltung,
d) schwerer Erkrankung,
e) Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes des Va-

ters, Adoptiv- oder Pflegevaters mit dem Kind oder
Beendigung der Betreuung des Kindes.

(3) Die Dienstnehmerin hat den Beginn und die vo-
raussichtliche Dauer des Karenzurlaubes ihrem Dienst-
geber unverzüglich bekannt zu geben und gleichzeitig
die anspruchsbegründenden Umstände nachzuweisen.

(4) Der Anspruch auf Karenzurlaub steht auch dann
zu, wenn die Dienstnehmerin bereits einen Karenzur-
laub verbraucht, eine Teilzeitbeschäftigung angetreten
oder beendet oder für einen späteren Zeitpunkt Karenz-
urlaub oder Teilzeitbeschäftigung angemeldet hat.

(5) Besteht der Kündigungs- und Entlassungsschutz
nach den §§ 13 und 17 nicht bereits aufgrund anderer
Bestimmungen dieses Gesetzes, so beginnt der Kündi-
gungs- und Entlassungsschutz bei Inanspruchnahme
eines Karenzurlaubes oder einer Teilzeitbeschäftigung
wegen Verhinderung des Vaters mit der Meldung und
endet vier Wochen nach der Beendigung des Karenz-
urlaubes oder der Teilzeitbeschäftigung.

§ 25
Beschäftigung während 

des Karenzurlaubes

(1) Die Dienstnehmerin kann während ihres Ka-
renzurlaubes eine geringfügige Beschäftigung ausüben,
bei der das ihr gebührende Entgelt im Kalendermonat

den Betrag nach § 5 Abs. 2 Z. 2 ASVG nicht übersteigt.
Eine Verletzung der Arbeitspflicht im Rahmen einer
solchen Beschäftigung hat keine Auswirkungen auf das
karenzierte Dienstverhältnis.

(2) Weiters kann die Dienstnehmerin während ihres
Karenzurlaubes mit ihrem Dienstgeber für längstens
13 Wochen im Kalenderjahr eine Beschäftigung über die
Geringfügigkeitsgrenze hinaus vereinbaren. Wird nicht
während des gesamten Kalenderjahres Karenzurlaub in
Anspruch genommen, so kann eine solche Beschäfti-
gung nur im aliquoten Ausmaß vereinbart werden.

(3) Mit Zustimmung des Dienstgebers kann eine Be-
schäftigung im Sinne des Abs. 2 auch mit einem ande-
ren Dienstgeber vereinbart werden. Dienstnehmerin-
nen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
nach § 1 Abs. 1 bedürfen in einem solchen Fall der
Genehmigung durch die Dienstbehörde. § 56 Abs. 4 des
Beamten- Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, in
der für Landesbeamte übernommenen Fassung gilt sinn-
gemäß.

§ 26
Gemeinsame Bestimmungen

(1) Die Dienstnehmerin behält den Anspruch auf
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des
§ 67 Abs. 1 EStG 1988 in den Kalenderjahren, in die Zei-
ten eines Karenzurlaubes fallen, in dem Ausmaß, das
dem Teil des Kalenderjahres entspricht, in den keine der-
artigen Zeiten fallen. Für die Dienstnehmerin günsti-
gere Regelungen werden dadurch nicht berührt. Soweit
in den dienst- und besoldungsrechtlichen Vorschriften
nichts anderes bestimmt ist, bescheidmäßig nichts an-
deres verfügt und vertraglich nichts anderes vereinbart
wurde, bleibt die Zeit des Karenzurlaubes bei Rechts-
ansprüchen der Dienstnehmerin, die sich nach der
Dauer der Dienstzeit richten, außer Betracht. Der erste
Karenzurlaub im Dienstverhältnis wird für die Bemes-
sung der Kündigungsfrist, die Dauer der Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall (Unglücksfall) und für das
Urlaubsausmaß jedoch bis zum Höchstausmaß von
zehn Monaten angerechnet.

(2) Fallen in das jeweilige Dienstjahr Zeiten eines Ka-
renzurlaubes, so gebührt ein Urlaub, soweit dieser noch
nicht verbraucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem
um die Dauer des Karenzurlaubes verkürzten Dienst-
jahr entspricht. Ergeben sich bei der Berechnung des
Urlaubsausmaßes Teile von Werktagen, so sind diese auf
ganze Werktage aufzurunden.

(3) Der Dienstgeber hat der Dienstnehmerin auf ihr
Verlangen eine von der Dienstnehmerin mit zu unter-
fertigende Bestätigung auszustellen,
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a) dass sie keinen Karenzurlaub in Anspruch nimmt,
oder

b) über den Beginn und die Dauer des Karenzurlaubes.
Solche Bestätigungen sind von Landes- und Gemein-

deverwaltungsabgaben befreit.
(4) Wird der gemeinsame Haushalt der Mutter mit

dem Kind aufgehoben, so endet der Karenzurlaub nach
diesem Gesetz. Die Dienstnehmerin gilt ab diesem Zeit-
punkt bis zum Ende des ursprünglich nach diesem Ge-
setz gewährten Karenzurlaubes als gegen Entfall der
Bezüge im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften be-
urlaubt. Auf Verlangen des Dienstgebers hat die Dienst-
nehmerin vorzeitig den Dienst anzutreten.

(5) Die Dienstnehmerin hat ihrem Dienstgeber die
Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes mit dem Kind
unverzüglich bekannt zu geben.

§ 27
Spätere Geltendmachung

(1) Lehnt der Dienstgeber des Vaters eine Teilzeit-
beschäftigung ab und nimmt der Vater keinen Karenz-
urlaub für diese Zeit in Anspruch, so kann die Dienst-
nehmerin für diese Zeit, längstens jedoch bis zum
Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes, Karenz-
urlaub in Anspruch nehmen.

(2) Die Dienstnehmerin hat den Beginn und die
Dauer des Karenzurlaubes unverzüglich nach der Ab-
lehnung der Teilzeitbeschäftigung durch den Dienst-
geber des Vaters bekannt zu geben und die anspruchs-
begründenden Umstände nachzuweisen.

§ 28
Recht auf Information

Während eines Karenzurlaubes ist die Dienstnehme-
rin über wichtige Vorgänge bei ihrem Dienstgeber, die
die Interessen der karenzierten Dienstnehmerin berüh-
ren, insbesondere Organisationsänderungen und Weiter-
bildungsmaßnahmen, zu informieren.

5 .  A b s c h n i t t
Teilzeitbeschäftigung, 

Änderung der Lage der Dienstzeit

§ 29
Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung

(1) Die Dienstnehmerin hat einen Anspruch auf Teil-
zeitbeschäftigung längstens bis zum Ablauf des sieben-
ten Lebensjahres oder einem späteren Schuleintritt des
Kindes.

(2) Beginn, Dauer, Ausmaß und Lage der Teilzeitbe-
schäftigung sind mit dem Dienstgeber zu vereinbaren,

wobei die dienstlichen Interessen und die Interessen der
Dienstnehmerin zu berücksichtigen sind.

(3) Eine Teilzeitbeschäftigung ist nicht zulässig,
wenn die Dienstnehmerin infolge der Teilzeitbeschäfti-
gung aus wichtigen dienstlichen Gründen weder im
Rahmen ihres bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem
anderen ihrer dienstrechtlichen Stellung zumindest ent-
sprechenden Arbeitsplatz verwendet werden könnte.

(4) Voraussetzung für die Inanspruchnahme einer
Teilzeitbeschäftigung ist, dass die Dienstnehmerin mit
dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt oder eine
Obsorge nach den §§ 167 Abs. 2, 177 oder 177b ABGB
gegeben ist und sich der Vater nicht gleichzeitig in Ka-
renz befindet.

(5) Die Dienstnehmerin kann die Teilzeitbeschäfti-
gung für jedes Kind nur einmal in Anspruch nehmen.
Die Teilzeitbeschäftigung muss mindestens drei Monate
dauern.

(6) Die Teilzeitbeschäftigung kann frühestens im
Anschluss an

a) die Frist nach § 7 Abs. 1 und 2 oder
b) einen daran anschließenden Erholungsurlaub oder

an eine Dienstverhinderung wegen Krankheit (Un-
glücksfall)
angetreten werden. Die Dienstnehmerin hat dies dem
Dienstgeber einschließlich Dauer, Ausmaß und Lage der
Teilzeitbeschäftigung schriftlich bis zum Ende der Frist
nach § 7 Abs. 1 bekannt zu geben.

(7) Beabsichtigt die Dienstnehmerin, die Teilzeitbe-
schäftigung zu einem späteren Zeitpunkt anzutreten, so
hat sie dies dem Dienstgeber einschließlich Beginn,
Dauer, Ausmaß und Lage der Teilzeitbeschäftigung
schriftlich spätestens drei Monate vor dem beabsichtig-
ten Beginn bekannt zu geben. Beträgt jedoch der Zeit-
raum zwischen dem Ende der Frist nach § 7 Abs. 1 und
dem Beginn der beabsichtigten Teilzeitbeschäftigung
weniger als drei Monate, so hat die Dienstnehmerin die
Teilzeitbeschäftigung schriftlich bis zum Ende der Frist
nach § 7 Abs. 1 bekannt zu geben.

(8) Die Dienstnehmerin kann sowohl eine Änderung
der Teilzeitbeschäftigung (Verlängerung, Änderung des
Ausmaßes oder der Lage) als auch eine vorzeitige Been-
digung jeweils nur einmal verlangen. Sie hat dies dem
Dienstgeber schriftlich spätestens drei Monate vor der
beabsichtigten Änderung oder Beendigung bekannt zu
geben.

(9) Der Dienstgeber kann sowohl eine Änderung der
Teilzeitbeschäftigung (Änderung des Ausmaßes oder
der Lage) als auch eine vorzeitige Beendigung jeweils
nur einmal verlangen. Er hat dies der Dienstnehmerin
schriftlich spätestens drei Monate vor der beabsichtig-
ten Änderung oder Beendigung bekannt zu geben.
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(10) Fallen in ein Kalenderjahr auch Zeiten einer Teil-
zeitbeschäftigung, so gebühren der Dienstnehmerin
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des
§ 67 Abs. 1 EStG 1988 in dem der Vollzeit- und Teil-
zeitbeschäftigung entsprechenden Ausmaß im Kalen-
derjahr.

(11) Der Dienstgeber ist verpflichtet, der Dienst-
nehmerin auf ihr Verlangen eine Bestätigung über
Beginn und Dauer der Teilzeitbeschäftigung oder die
Nichtinanspruchnahme der Teilzeitbeschäftigung aus-
zustellen. Die Dienstnehmerin hat diese Bestätigung mit
zu unterfertigen. Solche Bestätigungen sind von Lan-
des- und Gemeindeverwaltungsabgaben befreit.

(12) Die Teilzeitbeschäftigung der Dienstnehmerin
endet vorzeitig mit der Inanspruchnahme eines Ka-
renzurlaubes oder einer Teilzeitbeschäftigung nach die-
sem Gesetz für ein weiteres Kind.

§ 30
Verfahren

(1) Auf Verlangen der Dienstnehmerin ist den Ver-
handlungen über Beginn, Dauer, Ausmaß oder Lage der
Teilzeitbeschäftigung die Personalvertretung beizuzie-
hen. Der Dienstgeber hat das Ergebnis der Verhandlun-
gen schriftlich aufzuzeichnen. Diese Aufzeichnung ist
sowohl vom Dienstgeber als auch von der Dienstneh-
merin zu unterfertigen; eine Ablichtung ist der Dienst-
nehmerin auszuhändigen.

(2) Kommt binnen vier Wochen ab Bekanntgabe
keine Einigung über Beginn, Dauer, Ausmaß oder Lage
der Teilzeitbeschäftigung zustande, so kann die Dienst-
nehmerin die Teilzeitbeschäftigung zu den von ihr be-
kannt gegebenen Bedingungen antreten, sofern der
Dienstgeber nicht binnen weiterer zwei Wochen beim
zuständigen Gericht einen Antrag nach § 433 Abs. 1
ZPO zur gütlichen Einigung, gegebenenfalls im Rah-
men eines Gerichtstages, stellt. Dem Antrag ist das Er-
gebnis der Verhandlungen nach Abs. 1 anzuschließen.

(3) Kommt binnen vier Wochen ab Einlangen des An-
trags beim zuständigen Gericht keine gütliche Einigung
zustande, so hat der Dienstgeber binnen einer weiteren
Woche die Dienstnehmerin auf Einwilligung in die von
ihm vorgeschlagenen Bedingungen der Teilzeitbeschäf-
tigung beim zuständigen Gericht zu klagen; andernfalls
kann die Dienstnehmerin die Teilzeitbeschäftigung zu
den von ihr bekannt gegebenen Bedingungen antreten.
Findet der Vergleichsversuch erst nach dem Ablauf von
vier Wochen statt, so beginnt die Frist für die Klagsein-
bringung mit dem auf den Vergleichsversuch folgenden
Tag. Das Gericht hat der Klage des Dienstgebers dann
stattzugeben, wenn die dienstlichen Erfordernisse die

Interessen der Dienstnehmerin überwiegen. Gibt das
Gericht der Klage des Dienstgebers nicht statt, so wird
die von der Dienstnehmerin beabsichtigte Teilzeitbe-
schäftigung mit der Rechtskraft des Urteils wirksam.

(4) Beabsichtigt die Dienstnehmerin eine Änderung
oder vorzeitige Beendigung der Teilzeitbeschäftigung,
so ist Abs. 1 anzuwenden. Kommt binnen vier Wochen
ab Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann der
Dienstgeber binnen einer weiteren Woche dagegen
Klage beim zuständigen Gericht erheben. Bringt der
Dienstgeber keine Klage ein, so wird die von der Dienst-
nehmerin bekannt gegebene Änderung oder vorzeitige
Beendigung der Teilzeitbeschäftigung wirksam. Das
Gericht hat der Klage dann stattzugeben, wenn die
dienstlichen Erfordernisse gegenüber den Interessen
der Dienstnehmerin im Hinblick auf die beabsichtigte
Änderung oder vorzeitige Beendigung überwiegen.

(5) Beabsichtigt der Dienstgeber eine Änderung der
Teilzeitbeschäftigung oder eine vorzeitige Beendigung,
so ist Abs. 1 anzuwenden. Kommt binnen vier Wochen
ab Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann der
Dienstgeber binnen einer weiteren Woche Klage auf
Änderung oder vorzeitige Beendigung beim zuständi-
gen Gericht erheben; andernfalls bleibt die Teilzeitbe-
schäftigung unverändert. Das Gericht hat der Klage
dann stattzugeben, wenn die dienstlichen Erfordernisse
gegenüber den Interessen der Dienstnehmerin im Hin-
blick auf die beabsichtigte Änderung oder vorzeitige
Beendigung überwiegen.

(6) In Rechtsstreitigkeiten nach den Abs. 3, 4 und 5
steht keiner Partei ein Kostenersatzanspruch an die an-
dere zu. Gegen ein Urteil des Gerichtes erster Instanz
ist eine Berufung nicht zulässig und sind, unabhängig
vom Wert des Streitgegenstandes, Beschlüsse des Ge-
richtes erster Instanz nur aus den Gründen des § 517
Abs. 1 Z. 1, 4 und 6 ZPO anfechtbar.

§ 31
Karenzurlaub anstelle 

von Teilzeitbeschäftigung

(1) Kommt zwischen der Dienstnehmerin und dem
Dienstgeber keine Einigung über eine Teilzeitbeschäfti-
gung zustande, so kann die Dienstnehmerin dem Dienst-
geber binnen einer Woche bekannt geben, dass sie

a) anstelle der Teilzeitbeschäftigung oder
b) bis zur Entscheidung des Gerichtes

Karenzurlaub, längstens jedoch bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes, in Anspruch nimmt.

(2) Gibt das Gericht der Klage des Dienstgebers in
einem Rechtsstreit nach § 30 Abs. 3 statt, so kann die
Dienstnehmerin binnen einer Woche nach Zugang des
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Urteils dem Dienstgeber bekannt geben, dass sie
Karenzurlaub längstens bis zum Ablauf des zweiten
Lebensjahres des Kindes in Anspruch nimmt.

§ 32
Kündigungs- 

und Entlassungsschutz

(1) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz nach
den §§ 13 und 17 beginnt grundsätzlich mit der Be-
kanntgabe, frühestens jedoch vier Monate vor dem
beabsichtigten Antritt der Teilzeitbeschäftigung. Er
dauert bis vier Wochen nach dem Ende der Teilzeitbe-
schäftigung, längstens jedoch bis vier Wochen nach dem
Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes. Die Be-
stimmungen über den Kündigungs- und Entlassungs-
schutz gelten auch während eines Verfahrens nach § 30.

(2) Dauert die Teilzeitbeschäftigung länger als bis
zum Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes oder
beginnt sie nach dem Ablauf des vierten Lebensjahres
des Kindes, so kann eine Kündigung wegen einer beab-
sichtigten oder tatsächlich in Anspruch genommenen
Teilzeitbeschäftigung bei Gericht angefochten werden.

(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 kann eine Kün-
digung rechtswirksam ausgesprochen werden, wenn
vorher die Zustimmung des Gerichtes eingeholt wurde.
Das Gericht darf die Zustimmung zur Kündigung nur
erteilen, wenn das Dienstverhältnis wegen einer not-
wendigen Änderung in der Verwaltungsorganisation
nicht ohne Schaden für den Dienstgeber weiter auf-
rechterhalten werden kann und die Dienstnehmerin
auch sonst nicht auf einem anderen ihrer bisherigen
dienstrechtlichen Stellung vergleichbaren Arbeitsplatz
verwendet werden kann.

(4) Wird während der Teilzeitbeschäftigung ohne
Zustimmung des Dienstgebers eine weitere Erwerbs-
tätigkeit aufgenommen, so kann der Dienstgeber bin-
nen acht Wochen ab Kenntnis entgegen den Abs. 1 und 2
eine Kündigung wegen dieser Erwerbstätigkeit aus-
sprechen.

§ 33
Teilzeitbeschäftigung der Adoptiv- 

oder Pflegemutter

Die §§ 29 bis 32 gelten auch für eine Adoptiv- oder
Pflegemutter mit der Maßgabe, dass die Teilzeitbe-
schäftigung frühestens mit der Annahme oder der Über-
nahme des Kindes beginnen kann. Beabsichtigt die
Dienstnehmerin die Teilzeitbeschäftigung zum frühest
möglichen Zeitpunkt, so hat sie dies dem Dienstgeber
einschließlich Beginn, Dauer, Ausmaß und Lage unver-
züglich bekannt zu geben.

§ 34
Änderung der Lage der Dienstzeit

Die §§ 29 bis 33 sind auch für eine von der Dienst-
nehmerin beabsichtigte Änderung der Lage der Dienst-
zeit mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Ausmaß der
Dienstzeit außer Betracht bleibt.

§ 35
Dienstnehmerinnen in einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis

(1) Auf Dienstnehmerinnen in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 sind die
Bestimmungen dieses Abschnittes nach Maßgabe der
Abs. 2 bis 7 anzuwenden.

(2) § 29 Abs. 1 und 2 gilt mit folgenden Abwei-
chungen:

a) eine Teilzeitbeschäftigung ist im Ausmaß einer
Herabsetzung

1. bis auf die Hälfte der für eine Vollbeschäftigung
vorgesehenen Wochendienstzeit oder

2. unter die Hälfte der für eine Vollbeschäftigung vor-
gesehenen Wochendienstzeit für die beantragte Dauer,
während der die Mutter Anspruch auf Kinderbetreu-
ungsgeld hat,
zu gewähren;

b) das Ausmaß der Herabsetzung ist so festzulegen,
dass die verbleibende regelmäßige Wochendienstzeit ein
ganzzahliges Stundenausmaß umfasst. Die verbleibende
regelmäßige Wochendienstzeit nach lit. a Z. 1

1. darf nicht unter der Hälfte der für eine Vollbe-
schäftigung erforderlichen regelmäßigen Wochendienst-
zeit und

2. muss unter der für eine Vollbeschäftigung erfor-
derlichen regelmäßigen Wochendienstzeit
liegen;

c) lassen die besonderen Umstände des Dienstes die
genaue Einhaltung eines ganzzahligen Stundenaus-
maßes nicht zu, so ist dieses insoweit zu überschreiten,
als es notwendig ist, um seine Unterschreitung zu ver-
meiden;

d) bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeiträume,
in denen die Dienstnehmerin Dienst zu versehen hat, ist
auf die persönlichen Verhältnisse der Dienstnehmerin,
insbesondere auf die Gründe, die zur Teilzeitbeschäfti-
gung geführt haben, so weit Rücksicht zu nehmen, als
nicht wichtige dienstliche Interessen entgegenstehen;

e) eine Dienstnehmerin kann über die für sie maßge-
bende Wochendienstzeit hinaus zur Dienstleistung nur
herangezogen werden, wenn die Dienstleistung zur Ver-
meidung eines Schadens unverzüglich notwendig ist und
ein anderer geeigneter Bediensteter, dessen Wochen-
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dienstzeit nicht herabgesetzt ist, nicht zur Verfügung
steht. Die Zeit einer solchen zusätzlichen Dienstleis-
tung ist entweder durch Freizeit auszugleichen oder
nach den für Landesbedienstete geltenden besoldungs-
rechtlichen Vorschriften abzugelten.

(3) § 29 Abs. 8 und 9 gilt mit der Maßgabe, dass die
Dienstbehörde auf Antrag der Dienstnehmerin die vor-
zeitige Beendigung der Teilzeitbeschäftigung verfügen
kann, wenn

a) der Grund für die Teilzeitbeschäftigung weggefal-
len ist und

b) keine wichtigen dienstlichen Interessen dem ent-
gegenstehen.

(4) § 30 gilt nicht. Eine Teilzeitbeschäftigung darf von
der Dienstbehörde nur dann abgelehnt werden, wenn
die Dienstnehmerin infolge der Teilzeitbeschäftigung
aus wichtigen dienstlichen Gründen weder im Rahmen
ihrer bisherigen Verwendung noch in einer anderen ihrer
dienstrechtlichen Stellung zumindest entsprechenden
Verwendung eingesetzt werden könnte.

(5) § 31 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei
Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung nach Abs. 4 durch
die Dienstbehörde die Dienstnehmerin anstelle der
Teilzeitbeschäftigung bis zur rechtskräftigen Bescheid-
erlassung Karenzurlaub beanspruchen kann.

(6) Die Bestimmungen über den Kündigungs- und
Entlassungsschutz nach § 32 gelten auch während eines
Rechtsmittelverfahrens betreffend die Ablehnung der
Teilzeitbeschäftigung.

(7) § 34 gilt nicht.

6 .  A b s c h n i t t
Schluss- und 

Übergangsbestimmungen

§ 36
Eigener Wirkungsbereich

Soweit es sich um Dienstnehmerinnen handelt, die in
einem Dienstverhältnis zu einer Gemeinde oder zu ei-
nem Gemeindeverband stehen, fallen die nach diesem
Gesetz dem Dienstgeber zukommenden Aufgaben in
den eigenen Wirkungsbereich.

§ 37
Auflegung

Dieses Gesetz ist in jeder Dienststelle des Landes Ti-
rol, einer Gemeinde und eines Gemeindeverbandes an
geeigneter, für die Dienstnehmerinnen leicht zugäng-
licher Stelle zur Einsichtnahme aufzulegen oder den
Dienstnehmerinnen im Wege der elektronischen Da-
tenverarbeitung zugänglich zu machen.

§ 38
Verweisungen

(1) Verweisungen in Landesgesetzen auf Bestim-
mungen des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 gelten
als Verweisungen auf die entsprechenden Bestimmun-
gen dieses Gesetzes.

(2) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen
auf Bundesgesetze gelten in der im Folgenden ange-
führten Fassung:

1. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB),
JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 77/2004;

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 179/2004;

3. Ausländerbeschäftigungsgesetz – AuslBG, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 136/2004;

4. Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 8/2005;

5. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 – LDG
1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 176/2004;

6. Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr. 172,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 176/2004;

7. Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1985 – LLDG 1985, BGBl. Nr. 296,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 176/2004;

8. Land- und forstwirtschaftliches Landesvertrags-
lehrergesetz, BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 176/2004;

9. Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 113/1895,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 151/2004.

§ 39
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien
umgesetzt:

1. Richtlinie 89/654/EWG des Rates über Mindest-
vorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz in
Arbeitsstätten, ABl. 1989 Nr. L 393, S. 1;

2. Richtlinie 92/85/EWG des Rates über die Durch-
führung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren
Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Ar-
beitnehmerinnen am Arbeitsplatz, ABl. 1992 Nr. L 348,
S. 1;

3. Richtlinie 96/34/EG des Rates zu der von UNICE,
CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung
über Elternurlaub, ABl. 1996 Nr. L 145, S. 4.
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§ 40
Übergangsbestimmungen

Der 5. Abschnitt gilt für Dienstnehmerinnen, deren
Kinder nach dem 30. September 2005 geboren werden.
Für Dienstnehmerinnen, deren Kinder vor dem 1. Okto-
ber 2005 geboren wurden, gelten weiterhin die Bestim-
mungen über die Teilzeitbeschäftigung des Tiroler Mut-
terschutzgesetzes 1998. Abweichend davon kann eine
Teilzeitbeschäftigung oder eine Änderung der Lage der
Dienstzeit nach dem 5. Abschnitt dieses Gesetzes ver-
langt werden von einer

a) Mutter, die sich am 1. Oktober 2005 in einem Be-
schäftigungsverbot nach § 7 Abs. 1 und 2 dieses Geset-
zes befindet;

b) Mutter, die am 1. Oktober 2005 im Anschluss an
die Frist nach § 4 Abs. 1 und 2 des Tiroler Mutter-
schutzgesetzes 1998 einen Erholungsurlaub verbraucht
oder durch Krankheit oder Unglücksfall an der Dienst-
leistung verhindert ist und Karenzurlaub oder Teilzeit-
beschäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
1998 bereits geltend gemacht hat, wobei eine Teilzeit-
beschäftigung oder eine Änderung der Lage der Dienst-
zeit nach diesem Gesetz frühestens nach dem Ablauf des
Karenzurlaubes bzw. der ursprünglich vereinbarten Teil-
zeitbeschäftigung angetreten werden kann;

c) Mutter (Adoptiv- oder Pflegemutter), wenn sich
diese oder der Vater (Adoptiv- oder Pflegevater) des
Kindes am 1. Oktober 2005 in Karenzurlaub aufgrund
des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998, des Tiroler
Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998 oder aufgrund einer
anderen gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrift
oder einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mit-
gliedstaats des Europäischen Wirtschaftsraumes befin-

det, wobei eine Teilzeitbeschäftigung oder eine Ände-
rung der Lage der Dienstzeit nach diesem Gesetz frü-
hestens nach dem Ablauf des Karenzurlaubes angetre-
ten werden kann;

d) Mutter (Adoptiv- oder Pflegemutter), wenn sich
diese oder der Vater (Adoptiv- oder Pflegevater) des
Kindes am 1. Oktober 2005 in Teilzeitbeschäftigung
aufgrund des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998, des
Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998 oder auf-
grund einer anderen gleichartigen österreichischen
Rechtsvorschrift oder einer gleichartigen Rechtsvor-
schrift eines Mitgliedstaats des Europäischen Wirt-
schaftsraumes befindet, wobei eine Teilzeitbeschäfti-
gung oder eine Änderung der Lage der Dienstzeit nach
diesem Gesetz frühestens nach dem Ablauf der ur-
sprünglich vereinbarten Teilzeitbeschäftigung angetre-
ten werden kann.

Dabei ist § 35 Abs. 2 lit. a und b nur auf Dienstneh-
merinnen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis anzuwenden, deren Kinder nach dem 31. De-
zember 2001 geboren wurden. Für Dienstnehmerinnen
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, deren
Kinder vor dem 1. Jänner 2002 geboren wurden, gelten
weiterhin die Bestimmungen des § 17 Abs. 1 lit. a und b
des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998, LGBl. Nr. 86,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. 72/2002.

§ 41
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit 1. Oktober 2005 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Tiroler Mutterschutzgesetz 1998,
LGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 63/2004, außer Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Hosp

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Der Landtag hat beschlossen:

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Dienstnehmer, die in einem
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Dienst-
verhältnis zum Land Tirol, zu einer Gemeinde oder zu
einem Gemeindeverband stehen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstnehmer, auf die
das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, das Landes-
vertragslehrergesetz 1966, das Land- und forstwirt-
schaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985 oder
das Land- und forstwirtschaftliche Landesvertragsleh-
rergesetz anzuwenden ist

2 .  A b s c h n i t t
Karenzurlaub

§ 2
Anspruch auf Karenzurlaub

(1) Einem Dienstnehmer ist auf sein Verlangen ein
Urlaub gegen Entfall der Bezüge (Karenzurlaub) bis
zum Ablauf des zweiten Lebensjahres seines Kindes,
soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, zu
gewähren, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen
Haushalt lebt. Eine gleichzeitige Inanspruchnahme von
Karenzurlaub durch beide Elternteile ist, ausgenommen
im Fall des § 3 Abs. 2, nicht zulässig.

(2) Hat die Mutter Anspruch auf Karenzurlaub, so be-
ginnt der Karenzurlaub des Dienstnehmers frühestens
mit dem Ablauf eines Beschäftigungsverbotes der Mut-
ter nach der Geburt eines Kindes nach § 7 Abs. 1 des
Tiroler Mutterschutzgesetzes 2005 – TMSchG 2005,
LGBl. Nr. 63, in der jeweils geltenden Fassung, nach einer
anderen gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrift
oder nach einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mit-
gliedstaats des Europäischen Wirtschaftsraumes.

(3) Hat die Mutter keinen Anspruch auf Karenz-
urlaub, so beginnt der Karenzurlaub des Dienstnehmers
frühestens mit dem Ablauf von acht bzw. bei Früh-,
Mehrlings- oder Kaiserschnittgeburten von zwölf
Wochen nach der Geburt. Bezieht die Mutter Betriebs-
hilfe (Wochengeld) nach § 102a GSVG oder nach § 98
BSVG und verkürzt sich die Achtwochenfrist vor der

Entbindung, so beginnt der Karenzurlaub frühestens
mit dem im § 102a Abs. 1 vierter Satz GSVG und im § 98
Abs. 1 vierter Satz BSVG genannten Zeitpunkt.

(4) Der Karenzurlaub muss mindestens drei Monate
dauern.

(5) Nimmt der Dienstnehmer einen Karenzurlaub
zum frühest möglichen Zeitpunkt nach den Abs. 2
oder 3 in Anspruch, so hat er seinem Dienstgeber spä-
testens acht Wochen nach der Geburt den Beginn und
die Dauer des Karenzurlaubes bekannt zu geben. Der
Dienstnehmer kann seinem Dienstgeber spätestens drei
Monate vor dem Ende dieses Karenzurlaubes bekannt
geben, dass und bis zu welchem Zeitpunkt er den Ka-
renzurlaub verlängert. Unbeschadet des Ablaufes dieser
Fristen kann ein Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt wer-
den, wenn nicht zwingende dienstliche Gründe ent-
gegenstehen.

§ 3
Teilung des Karenzurlaubes 
zwischen Vater und Mutter

(1) Der Karenzurlaub nach § 2 kann zweimal geteilt
und abwechselnd mit der Mutter in Anspruch genom-
men werden. Jeder Teil des Karenzurlaubes muss min-
destens drei Monate dauern. Er ist in dem im § 2 Abs. 2
und 3 festgelegten Zeitpunkt oder unmittelbar im An-
schluss an einen Karenzurlaub der Mutter anzutreten.

(2) Aus Anlass des erstmaligen Wechsels der Betreu-
ungsperson kann der Dienstnehmer gleichzeitig mit der
Mutter Karenzurlaub in der Dauer von einem Monat in
Anspruch nehmen, wobei der Anspruch auf Karenzur-
laub einen Monat vor dem im § 2 Abs. 1 bzw. § 4 Abs.
1 dritter Satz genannten Zeitpunkt endet.

(3) Nimmt der Dienstnehmer seinen Karenzurlaub
im Anschluss an einen Karenzurlaub der Mutter in An-
spruch, so hat er spätestens drei Monate vor dem Ende
des Karenzurlaubes der Mutter seinem Dienstgeber den
Beginn und die Dauer des Karenzurlaubes bekannt zu
geben. Unbeschadet des Ablaufes dieser Frist kann ein
Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn nicht
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

§ 4
Aufgeschobener Karenzurlaub

(1) Der Dienstnehmer kann mit dem Dienstgeber
vereinbaren, dass er drei Monate seines Karenzurlaubes

64. Gesetz vom 29. Juni 2005 über den Karenzurlaub für Väter (Tiroler Eltern-Karenz-
urlaubsgesetz 2005)
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aufschiebt und bis zum Ablauf des siebenten Lebens-
jahres des Kindes verbraucht, soweit im Folgenden
nichts anderes bestimmt ist. Dabei sind die dienstlichen
Interessen unter Bedachtnahme auf den Anlass der In-
anspruchnahme des Karenzurlaubes zu berücksichtigen.
Ein aufgeschobener Karenzurlaub kann nur dann in
Anspruch genommen werden, wenn der Karenzurlaub
nach den §§ 2 oder 3

a) spätestens mit dem Ablauf des 21. Lebensmonats
des Kindes oder

b) bei Inanspruchnahme eines aufgeschobenen Ka-
renzurlaubes auch durch die Mutter spätestens mit dem
Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes
geendet hat.

(2) Ist der noch nicht verbrauchte aufgeschobene
Karenzurlaub länger als der Zeitraum zwischen dem
Schuleintritt und dem Ablauf des siebenten Lebensjah-
res des Kindes oder erfolgt der Schuleintritt erst nach
dem Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes, so
kann aus Anlass des Schuleintrittes des Kindes der Ver-
brauch des aufgeschobenen Karenzurlaubes vereinbart
werden. Die Geburt eines weiteren Kindes hindert nicht
die Vereinbarung über den Verbrauch des aufgeschobe-
nen Karenzurlaubes.

(3) Die Absicht, einen aufgeschobenen Karenzurlaub
in Anspruch zu nehmen, ist dem Dienstgeber zu den in
den §§ 2 Abs. 5 oder 3 Abs. 3 genannten Zeitpunkten
bekannt zu geben. Kommt innerhalb von zwei Wochen
ab der Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann
der Dienstgeber binnen weiterer zwei Wochen wegen
der Inanspruchnahme des aufgeschobenen Karenz-
urlaubes die Klage beim zuständigen Gericht einbrin-
gen, widrigenfalls die Zustimmung als erteilt gilt. Der
Dienstnehmer kann bei Nichteinigung oder im Fall der
Klage bekannt geben, dass er anstelle des aufgeschobe-
nen Karenzurlaubes einen Karenzurlaub bis zum zwei-
ten Lebensjahr des Kindes in Anspruch nimmt. Gleiches
gilt, wenn der Klage des Dienstgebers stattgegeben wird.

(4) Der Beginn des aufgeschobenen Teiles des Ka-
renzurlaubes ist dem Dienstgeber spätestens drei Mo-
nate vor dem gewünschten Zeitpunkt bekannt zu geben.
Kommt innerhalb von zwei Wochen ab der Bekanntgabe
keine Einigung zustande, so kann der Dienstnehmer den
aufgeschobenen Karenzurlaub zum gewünschten Zeit-
punkt antreten, es sei denn, der Dienstgeber hat binnen
weiterer zwei Wochen wegen des Zeitpunktes des An-
trittes des aufgeschobenen Karenzurlaubes die Klage
beim zuständigen Gericht eingebracht.

(5) In Rechtsstreitigkeiten nach den Abs. 3 und 4
steht keiner Partei ein Kostenersatzanspruch an die an-

dere zu, ist gegen ein Urteil des Gerichtes erster Instanz
eine Berufung nicht zulässig und sind, unabhängig vom
Wert des Streitgegenstandes, Beschlüsse des Gerichtes
erster Instanz nur aus den Gründen des § 517 ZPO so-
wie wegen Nichtzulassung einer Klagsänderung an-
fechtbar.

(6) Wird der aufgeschobene Karenzurlaub im Rah-
men eines anderen Dienstverhältnisses als jenem, das zur
Zeit der Geburt des Kindes bestanden hat, in Anspruch
genommen, so bedarf es vor dem Antritt des aufge-
schobenen Karenzurlaubes jedenfalls einer Vereinba-
rung mit dem neuen Dienstgeber.

(7) Dienstnehmer in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 können den aufge-
schobenen Karenzurlaub zu dem von ihnen gewünsch-
ten Zeitpunkt in Anspruch nehmen. Auf sie sind Abs. 3
zweiter, dritter und vierter Satz, Abs. 4 zweiter Satz und
Abs. 5 nicht anzuwenden.

§ 5
Karenzurlaub des Adoptiv- 

oder Pflegevaters

(1) Einen Anspruch auf Karenzurlaub unter den in
den §§ 2, 3 und 4 genannten Voraussetzungen und
Bedingungen hat, soweit im Folgenden nichts anderes
bestimmt ist, auch ein Dienstnehmer, der ein Kind, das
das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

a) allein oder mit seiner Ehegattin an Kindes statt
angenommen hat (Adoptivvater) oder

b) in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in
unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegevater).

(2) In den Fällen des Abs. 1 lit. a und b beginnt der
Karenzurlaub mit dem Tag der Annahme an Kindes statt
oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im
Anschluss an einen Karenzurlaub der Mutter, Adoptiv-
oder Pflegemutter.

(3) Nimmt der Dienstnehmer seinen Karenzurlaub
zum frühest möglichen Zeitpunkt in Anspruch, so hat
er seinem Dienstgeber unverzüglich den Beginn und die
Dauer des Karenzurlaubes nach den §§ 2 und 3 bekannt
zu geben. Unbeschadet des Ablaufes dieser Frist kann
ein Karenzurlaub nach Abs. 1 gewährt werden, wenn
nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(4) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach dem Ab-
lauf des 18. Lebensmonats, jedoch vor dem Ablauf des
zweiten Lebensjahres an Kindes statt an oder nimmt er
es in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in
unentgeltliche Pflege, so kann er Karenzurlaub bis zu
sechs Monaten auch über das zweite Lebensjahr des Kin-
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des hinaus in Anspruch nehmen, sofern nicht die Mut-
ter, Adoptiv- oder Pflegemutter einen Karenzurlaub in
Anspruch nimmt.

(5) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach dem
Ablauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor dem Ab-
lauf des siebenten Lebensjahres des Kindes an Kindes
statt an oder nimmt er es in der Absicht, es an Kindes
statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege, so hat er aus
Anlass der Annahme an Kindes statt oder der Über-
nahme in unentgeltliche Pflege Anspruch auf Karenz-
urlaub in der Dauer von sechs Monaten, sofern nicht die
Mutter, Adoptiv- oder Pflegemutter einen Karenz-
urlaub in Anspruch nimmt. Im Übrigen gelten die §§ 2
und 3.

§ 6
Karenzurlaub bei 

Verhinderung der Mutter

(1) Ist die Mutter, Adoptiv- oder Pflegemutter durch
ein unvorhersehbares und unabwendbares Ereignis für
eine nicht bloß verhältnismäßig kurze Zeit an der Be-
treuung des Kindes verhindert, so ist dem Dienstneh-
mer (Vater, Adoptiv- oder Pflegevater im Sinne des § 5
Abs. 1) auf sein Verlangen für die Dauer der Verhinde-
rung, längstens jedoch bis zum Ablauf des zweiten
Lebensjahres des Kindes, jedenfalls ein Karenzurlaub zu
gewähren, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen
Haushalt lebt. Dasselbe gilt bei Verhinderung einer Mut-
ter, Adoptiv- oder Pflegemutter, die zulässigerweise
nach dem Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes
Karenzurlaub in Anspruch nimmt.

(2) Ein unvorhersehbares und unabwendbares Ereig-
nis liegt nur vor bei:

a) Tod,
b) Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt,
c) Verbüßung einer Freiheitsstrafe oder einer sonsti-

gen behördlich angeordneten Anhaltung,
d) schwerer Erkrankung,
e) Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes der Mut-

ter, Adoptiv- oder Pflegemutter mit dem Kind oder
Beendigung der Betreuung des Kindes.

(3) Der Anspruch nach Abs. 1 steht auch dann zu,
wenn der Dienstnehmer bereits einen Karenzurlaub ver-
braucht, eine Teilzeitbeschäftigung angetreten oder be-
endet oder für einen späteren Zeitpunkt Karenzurlaub
oder Teilzeitbeschäftigung angemeldet hat.

(4) Der Dienstnehmer hat den Beginn und die vo-
raussichtliche Dauer des Karenzurlaubes seinem Dienst-
geber unverzüglich bekannt zu geben und gleichzeitig
die anspruchsbegründenden Umstände nachzuweisen.

§ 7
Beschäftigung während 

des Karenzurlaubes

(1) Der Dienstnehmer (Vater, Adoptiv- oder Pflege-
vater) kann während seines Karenzurlaubes eine ge-
ringfügige Beschäftigung ausüben, bei der das ihm
gebührende Entgelt im Kalendermonat den Betrag nach
§ 5 Abs. 2 Z. 2 ASVG nicht übersteigt. Eine Verletzung
der Arbeitspflicht im Rahmen einer solchen Beschäfti-
gung hat keine Auswirkungen auf das karenzierte
Dienstverhältnis.

(2) Weiters kann der Dienstnehmer während seines
Karenzurlaubes mit seinem Dienstgeber für längstens
13 Wochen im Kalenderjahr eine Beschäftigung über die
Geringfügigkeitsgrenze hinaus vereinbaren. Wird nicht
während des gesamten Kalenderjahres Karenzurlaub in
Anspruch genommen, so kann eine solche Beschäfti-
gung nur im aliquoten Ausmaß vereinbart werden.

(3) Mit Zustimmung des Dienstgebers kann eine
Beschäftigung im Sinne des Abs. 2 auch mit einem an-
deren Dienstgeber vereinbart werden. Dienstnehmer in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1
Abs. 1 bedürfen in einem solchen Fall der Genehmigung
durch die Dienstbehörde. § 56 Abs. 4 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, in der für
Landesbeamte übernommenen Fassung gilt sinngemäß.

§ 8
Gemeinsame Bestimmungen

(1) Für den Anspruch auf sonstige, insbesondere ein-
malige Bezüge im Sinne des § 67 EStG 1988 und für
Rechtsansprüche des Dienstnehmers, die sich nach der
Dauer der Dienstzeit richten, gilt § 26 Abs. 1 TMSchG
2005, für den Urlaubsanspruch § 26 Abs. 2 TMSchG
2005 sinngemäß.

(2) Der Dienstgeber hat dem Dienstnehmer auf sein
Verlangen jeweils eine Bestätigung über den Beginn und
die Dauer des Karenzurlaubes auszustellen. Diese Be-
stätigung ist vom Dienstnehmer mit zu unterfertigen.
Solche Bestätigungen sind von Landes- und Gemeinde-
verwaltungsabgaben befreit.

(3) Wird der gemeinsame Haushalt des Vaters mit
dem Kind aufgehoben, so endet der Karenzurlaub nach
diesem Gesetz. Der Dienstnehmer gilt ab diesem Zeit-
punkt bis zum Ende des ursprünglich nach diesem Ge-
setz gewährten Karenzurlaubes als gegen Entfall der
Bezüge im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften be-
urlaubt. Auf Verlangen des Dienstgebers hat der Dienst-
nehmer vorzeitig den Dienst anzutreten.
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(4) Der Dienstnehmer hat seinem Dienstgeber die
Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes mit dem Kind
unverzüglich bekannt zu geben.

§ 9
Kündigungs- 

und Entlassungsschutz

(1) Der Dienstnehmer, der einen Karenzurlaub nach
diesem Gesetz in Anspruch nimmt, darf weder gekün-
digt noch entlassen werden. Der Kündigungs- und Ent-
lassungsschutz beginnt mit der Bekanntgabe des Ka-
renzurlaubes, jedoch nicht vor der Geburt des Kindes,
und frühestens vier Monate vor dem Antritt des Ka-
renzurlaubes. Der Kündigungs- und Entlassungsschutz
endet vier Wochen nach dem Ende

a) eines Karenzurlaubsteiles bzw. des Karenzurlau-
bes,

b) eines Karenzurlaubes oder einer Teilzeitbeschäfti-
gung, der (die) infolge Verhinderung der Mutter, Adop-
tiv- oder Pflegemutter in Anspruch genommen wird.

(2) Der Ablauf der Beschäftigungsbewilligung, der
Arbeitserlaubnis oder des Befreiungsscheines eines
Ausländers nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz
wird bis zu dem Tag gehemmt, zu dem das Dienstver-
hältnis unter Bedachtnahme auf den Kündigungs- und
Entlassungsschutz rechtsgültig beendet werden kann.

(3) Die §§ 13 Abs. 3, 15, 17 und 18 TMSchG 2005
sind sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass in
Betrieben an die Stelle der Personalvertretung der Be-
triebsrat tritt.

§ 10
Spätere Geltendmachung

(1) Lehnt der Dienstgeber der Mutter, Adoptiv- oder
Pflegemutter eine Teilzeitbeschäftigung ab und nimmt
die Mutter keinen Karenzurlaub für diese Zeit in An-
spruch, so kann der Dienstnehmer für diese Zeit, längs-
tens jedoch bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres
des Kindes, Karenzurlaub in Anspruch nehmen.

(2) Der Dienstnehmer hat den Beginn und die Dauer
des Karenzurlaubes unverzüglich nach der Ablehnung
der Teilzeitbeschäftigung durch den Dienstgeber der
Mutter bekannt zu geben und die anspruchsbegründen-
den Umstände nachzuweisen.

§ 11
Recht auf Information

Während eines Karenzurlaubes ist der Dienstnehmer
über wichtige Vorgänge bei seinem Dienstgeber, die die
Interessen des karenzierten Dienstnehmers berühren,

insbesondere Organisationsänderungen und Weiterbil-
dungsmaßnahmen, zu informieren.

3 .  A b s c h n i t t
Teilzeitbeschäftigung, 

Änderung der Lage der Dienstzeit

§ 12
Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung

(1) Der Dienstnehmer hat einen Anspruch auf Teil-
zeitbeschäftigung längstens bis zum Ablauf des sieben-
ten Lebensjahres oder einem späteren Schuleintritt des
Kindes.

(2) Beginn, Dauer, Ausmaß und Lage der Teilzeitbe-
schäftigung sind mit dem Dienstgeber zu vereinbaren,
wobei die dienstlichen Interessen und die Interessen des
Dienstnehmers zu berücksichtigen sind.

(3) Eine Teilzeitbeschäftigung ist nicht zulässig,
wenn der Dienstnehmer infolge der Teilzeitbeschäfti-
gung aus wichtigen dienstlichen Gründen weder im
Rahmen seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf
einem anderen seiner dienstrechtlichen Stellung zumin-
dest entsprechenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

(4) Voraussetzung für die Inanspruchnahme einer
Teilzeitbeschäftigung ist, dass der Dienstnehmer mit
dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt oder eine
Obsorge nach den §§ 167 Abs. 2, 177 oder 177b ABGB
gegeben ist und sich die Mutter nicht gleichzeitig in
Karenz befindet.

(5) Der Dienstnehmer kann die Teilzeitbeschäfti-
gung für jedes Kind nur einmal in Anspruch nehmen.
Die Teilzeitbeschäftigung muss mindestens drei Monate
dauern.

(6) Die Teilzeitbeschäftigung kann frühestens mit
dem Ablauf

a) eines Beschäftigungsverbotes der Mutter nach der
Geburt eines Kindes nach § 7 Abs. 1 TMSchG 2005,
einer anderen gleichartigen österreichischen Rechtsvor-
schrift oder einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines
Mitgliedstaats des Europäischen Wirtschaftsraumes
oder

b) von acht bzw. bei Früh-, Mehrlings- oder Kaiser-
schnittgeburten zwölf Wochen nach der Geburt, wenn
die Mutter nicht Arbeitnehmerin ist (Fälle des § 2
Abs. 3),
angetreten werden. Der Dienstnehmer hat dies dem
Dienstgeber einschließlich Dauer, Ausmaß und Lage der
Teilzeitbeschäftigung schriftlich spätestens acht Wochen
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nach der Geburt des Kindes bekannt zu geben. § 2 Abs. 3
zweiter Satz ist anzuwenden.

(7) Beabsichtigt der Dienstnehmer, die Teilzeitbe-
schäftigung zu einem späteren Zeitpunkt anzutreten, so
hat er dies dem Dienstgeber einschließlich Beginn,
Dauer, Ausmaß und Lage der Teilzeitbeschäftigung
schriftlich spätestens drei Monate vor dem beabsichtig-
ten Beginn bekannt zu geben. Beträgt jedoch der Zeit-
raum zwischen dem Ende der Frist nach Abs. 6 und dem
Beginn der beabsichtigten Teilzeitbeschäftigung weni-
ger als drei Monate, so hat der Dienstnehmer die Teil-
zeitbeschäftigung schriftlich spätestens acht Wochen
nach der Geburt des Kindes bekannt zu geben.

(8) Der Dienstnehmer kann sowohl eine Änderung
der Teilzeitbeschäftigung (Verlängerung, Änderung des
Ausmaßes oder der Lage) als auch eine vorzeitige Be-
endigung jeweils nur einmal verlangen. Er hat dies dem
Dienstgeber schriftlich spätestens drei Monate vor der
beabsichtigten Änderung oder Beendigung bekannt zu
geben.

(9) Der Dienstgeber kann sowohl eine Änderung der
Teilzeitbeschäftigung (Änderung des Ausmaßes oder
der Lage) als auch eine vorzeitige Beendigung jeweils
nur einmal verlangen. Er hat dies dem Dienstnehmer
schriftlich spätestens drei Monate vor der beabsichtig-
ten Änderung oder Beendigung bekannt zu geben.

(10) Fallen in ein Kalenderjahr auch Zeiten einer Teil-
zeitbeschäftigung, so gebühren dem Dienstnehmer
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des
§ 67 Abs. 1 EStG 1988 in dem der Vollzeit- und Teil-
zeitbeschäftigung entsprechenden Ausmaß im Kalen-
derjahr.

(11) Der Dienstgeber ist verpflichtet, dem Dienst-
nehmer auf sein Verlangen eine Bestätigung über Beginn
und Dauer der Teilzeitbeschäftigung oder die Nicht-
inanspruchnahme der Teilzeitbeschäftigung auszustel-
len. Der Dienstnehmer hat diese Bestätigung mit zu
unterfertigen. Solche Bestätigungen sind von Landes-
und Gemeindeverwaltungsabgaben befreit.

(12) Die Teilzeitbeschäftigung des Dienstnehmers
endet vorzeitig mit der Inanspruchnahme eines Ka-
renzurlaubs oder einer Teilzeitbeschäftigung nach die-
sem Gesetz für ein weiteres Kind.

§ 13
Verfahren

(1) Auf Verlangen des Dienstnehmers ist den Ver-
handlungen über Beginn, Dauer, Ausmaß oder Lage der
Teilzeitbeschäftigung

a) die Personalvertretung oder
b) in Betrieben, in denen ein für den Dienstnehmer

zuständiger Betriebsrat eingerichtet ist, dieser 
beizuziehen. Der Dienstgeber hat das Ergebnis der Ver-
handlungen schriftlich aufzuzeichnen. Diese Aufzeich-
nung ist sowohl vom Dienstgeber als auch vom Dienst-
nehmer zu unterfertigen; eine Ablichtung ist dem
Dienstnehmer auszuhändigen.

(2) Kommt binnen vier Wochen ab Bekanntgabe
keine Einigung über Beginn, Dauer, Ausmaß oder Lage
der Teilzeitbeschäftigung zustande, so kann der Dienst-
nehmer die Teilzeitbeschäftigung zu den von ihm be-
kannt gegebenen Bedingungen antreten, sofern der
Dienstgeber nicht binnen weiterer zwei Wochen beim
zuständigen Gericht einen Antrag nach § 433 Abs. 1
ZPO zur gütlichen Einigung, gegebenenfalls im Rah-
men eines Gerichtstages, stellt. Dem Antrag ist das Er-
gebnis der Verhandlungen nach Abs. 1 anzuschließen.

(3) Kommt binnen vier Wochen ab Einlangen des An-
trags beim zuständigen Gericht keine gütliche Einigung
zustande, so hat der Dienstgeber binnen einer weiteren
Woche den Dienstnehmer auf Einwilligung in die von
ihm vorgeschlagenen Bedingungen der Teilzeitbeschäf-
tigung beim zuständigen Gericht zu klagen; andernfalls
kann der Dienstnehmer die Teilzeitbeschäftigung zu den
von ihm bekannt gegebenen Bedingungen antreten. Fin-
det der Vergleichsversuch erst nach dem Ablauf von vier
Wochen statt, so beginnt die Frist für die Klagseinbrin-
gung mit dem auf den Vergleichsversuch folgenden Tag.
Das Gericht hat der Klage des Dienstgebers dann statt-
zugeben, wenn die dienstlichen Erfordernisse die Inte-
ressen des Dienstnehmers überwiegen. Gibt das Gericht
der Klage des Dienstgebers nicht statt, so wird die vom
Dienstnehmer beabsichtigte Teilzeitbeschäftigung mit
der Rechtskraft des Urteils wirksam.

(4) Beabsichtigt der Dienstnehmer eine Änderung
oder vorzeitige Beendigung der Teilzeitbeschäftigung,
so ist Abs. 1 anzuwenden. Kommt binnen vier Wochen
ab Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann der
Dienstgeber binnen einer weiteren Woche dagegen
Klage beim zuständigen Gericht erheben. Bringt der
Dienstgeber keine Klage ein, so wird die vom Dienst-
nehmer bekannt gegebene Änderung oder vorzeitige
Beendigung der Teilzeitbeschäftigung wirksam. Das
Gericht hat der Klage dann stattzugeben, wenn die
dienstlichen Erfordernisse gegenüber den Interessen
des Dienstnehmers im Hinblick auf die beabsichtigte
Änderung oder vorzeitige Beendigung überwiegen.

(5) Beabsichtigt der Dienstgeber eine Änderung der
Teilzeitbeschäftigung oder eine vorzeitige Beendigung,
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so ist Abs. 1 anzuwenden. Kommt binnen vier Wochen
ab Bekanntgabe keine Einigung zustande, so kann der
Dienstgeber binnen einer weiteren Woche Klage auf
Änderung oder vorzeitige Beendigung beim zuständi-
gen Gericht erheben; andernfalls bleibt die Teilzeit-
beschäftigung unverändert. Das Gericht hat der Klage
dann stattzugeben, wenn die dienstlichen Erfordernisse
gegenüber den Interessen des Dienstnehmers im Hin-
blick auf die beabsichtigte Änderung oder vorzeitige
Beendigung überwiegen.

(6) In Rechtsstreitigkeiten nach den Abs. 3, 4 und 5
steht keiner Partei ein Kostenersatzanspruch an die an-
dere zu. Gegen ein Urteil des Gerichtes erster Instanz
ist eine Berufung nicht zulässig und sind, unabhängig
vom Wert des Streitgegenstandes, Beschlüsse des Ge-
richtes erster Instanz nur aus den Gründen des § 517
Abs. 1 Z. 1, 4 und 6 ZPO anfechtbar.

§ 14
Karenzurlaub anstelle 

von Teilzeitbeschäftigung

(1) Kommt zwischen dem Dienstnehmer und dem
Dienstgeber keine Einigung über eine Teilzeitbeschäfti-
gung zustande, so kann der Dienstnehmer dem Dienst-
geber binnen einer Woche bekannt geben, dass er

a) anstelle der Teilzeitbeschäftigung oder
b) bis zur Entscheidung des Gerichtes

Karenzurlaub, längstens jedoch bis zum Ablauf des
zweiten Lebensjahres des Kindes, in Anspruch nimmt.

(2) Gibt das Gericht der Klage des Dienstgebers in
einem Rechtsstreit nach § 13 Abs. 3 statt, so kann der
Dienstnehmer binnen einer Woche nach Zugang des
Urteils dem Dienstgeber bekannt geben, dass er Ka-
renzurlaub längstens bis zum Ablauf des zweiten Le-
bensjahres des Kindes in Anspruch nimmt.

§ 15
Kündigungs- 

und Entlassungsschutz

(1) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz beginnt
grundsätzlich mit der Bekanntgabe, frühestens jedoch
vier Monate vor dem beabsichtigten Antritt der Teil-
zeitbeschäftigung, nicht jedoch vor der Geburt des Kin-
des. Er dauert bis vier Wochen nach dem Ende der Teil-
zeitbeschäftigung, längstens jedoch bis vier Wochen
nach dem Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes.
§ 9 Abs. 2 und 3 ist anzuwenden. Die Bestimmungen
über den Kündigungs- und Entlassungsschutz gelten
auch während eines Verfahrens nach § 13.

(2) Dauert die Teilzeitbeschäftigung länger als bis
zum Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes oder
beginnt sie nach dem Ablauf des vierten Lebensjahres
des Kindes, so kann eine Kündigung wegen einer beab-
sichtigten oder tatsächlich in Anspruch genommenen
Teilzeitbeschäftigung bei Gericht angefochten werden.

(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 kann eine Kün-
digung rechtswirksam ausgesprochen werden, wenn
vorher die Zustimmung des Gerichtes eingeholt wurde.
Das Gericht darf die Zustimmung zur Kündigung nur
erteilen, wenn das Dienstverhältnis wegen einer not-
wendigen Änderung in der Verwaltungsorganisation
nicht ohne Schaden für den Dienstgeber weiter auf-
rechterhalten werden kann und der Dienstnehmer auch
sonst nicht auf einem anderen seiner bisherigen dienst-
rechtlichen Stellung vergleichbaren Arbeitsplatz ver-
wendet werden kann.

(4) Wird während der Teilzeitbeschäftigung ohne
Zustimmung des Dienstgebers eine weitere Erwerbs-
tätigkeit aufgenommen, so kann der Dienstgeber bin-
nen acht Wochen ab Kenntnis entgegen den Abs. 1 und 2
eine Kündigung wegen dieser Erwerbstätigkeit aus-
sprechen.

§ 16
Teilzeitbeschäftigung 

des Adoptiv- oder Pflegevaters

Die §§ 12 bis 15 gelten auch für einen Adoptiv- oder
Pflegevater mit der Maßgabe, dass die Teilzeitbeschäfti-
gung frühestens mit der Annahme oder der Übernahme
des Kindes beginnen kann. Beabsichtigt der Dienstneh-
mer die Teilzeitbeschäftigung zum frühest möglichen
Zeitpunkt, so hat er dies dem Dienstgeber einschließ-
lich Beginn, Dauer, Ausmaß und Lage unverzüglich
bekannt zu geben.

§ 17
Änderung 

der Lage der Dienstzeit

Die §§ 12 bis 16 sind auch für eine vom Dienstneh-
mer beabsichtigte Änderung der Lage der Dienstzeit mit
der Maßgabe anzuwenden, dass das Ausmaß der Dienst-
zeit außer Betracht bleibt.

§ 18
Dienstnehmer in einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis

(1) Auf Dienstnehmer in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 sind die Be-
stimmungen dieses Abschnittes nach Maßgabe der
Abs. 2 bis 7 anzuwenden.
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(2) § 12 Abs. 1 und 2 gilt mit folgenden Abwei-
chungen:

a) eine Teilzeitbeschäftigung ist im Ausmaß einer
Herabsetzung

1. bis auf die Hälfte der für eine Vollbeschäftigung
vorgesehenen Wochendienstzeit oder

2. unter die Hälfte der für eine Vollbeschäftigung vor-
gesehenen Wochendienstzeit für die beantragte Dauer,
während der der Vater Anspruch auf Kinderbetreu-
ungsgeld hat,
zu gewähren;

b) das Ausmaß der Herabsetzung ist so festzulegen,
dass die verbleibende regelmäßige Wochendienstzeit ein
ganzzahliges Stundenausmaß umfasst. Die verbleibende
regelmäßige Wochendienstzeit nach lit. a Z. 1

1. darf nicht unter der Hälfte der für eine Vollbe-
schäftigung erforderlichen regelmäßigen Wochen-
dienstzeit und

2. muss unter der für eine Vollbeschäftigung erfor-
derlichen regelmäßigen Wochendienstzeit
liegen;

c) lassen die besonderen Umstände des Dienstes die
genaue Einhaltung eines ganzzahligen Stundenaus-
maßes nicht zu, so ist dieses insoweit zu überschreiten,
als es notwendig ist, um seine Unterschreitung zu ver-
meiden;

d) bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeit-
räume, in denen der Dienstnehmer Dienst zu versehen
hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse des Dienst-
nehmers, insbesondere auf die Gründe, die zur Teilzeit-
beschäftigung geführt haben, so weit Rücksicht zu neh-
men, als nicht wichtige dienstliche Interessen ent-
gegenstehen;

e) ein Dienstnehmer kann über die für ihn maßge-
bende Wochendienstzeit hinaus zur Dienstleistung nur
herangezogen werden, wenn die Dienstleistung zur Ver-
meidung eines Schadens unverzüglich notwendig ist und
ein anderer geeigneter Bediensteter, dessen Wochen-
dienstzeit nicht herabgesetzt ist, nicht zur Verfügung
steht. Die Zeit einer solchen zusätzlichen Dienstleis-
tung ist entweder durch Freizeit auszugleichen oder
nach den für Landesbedienstete geltenden besoldungs-
rechtlichen Vorschriften abzugelten.

(3) § 12 Abs. 8 und 9 gilt mit der Maßgabe, dass die
Dienstbehörde auf Antrag des Dienstnehmers die vor-
zeitige Beendigung der Teilzeitbeschäftigung verfügen
kann, wenn

a) der Grund für die Teilzeitbeschäftigung weggefal-
len ist und

b) keine wichtigen dienstlichen Interessen dem ent-
gegenstehen.

(4) § 13 gilt nicht. Eine Teilzeitbeschäftigung darf von
der Dienstbehörde nur dann abgelehnt werden, wenn
der Dienstnehmer infolge der Teilzeitbeschäftigung aus
wichtigen dienstlichen Gründen weder im Rahmen sei-
ner bisherigen Verwendung noch in einer anderen sei-
ner dienstrechtlichen Stellung zumindest entsprechen-
den Verwendung eingesetzt werden könnte.

(5) § 14 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei
Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung nach Abs. 4 durch
die Dienstbehörde der Dienstnehmer anstelle der Teil-
zeitbeschäftigung bis zur rechtskräftigen Bescheid-
erlassung Karenzurlaub beanspruchen kann.

(6) Die Bestimmungen über den Kündigungs- und
Entlassungsschutz nach § 15 gelten auch während eines
Rechtsmittelverfahrens betreffend die Ablehnung der
Teilzeitbeschäftigung.

(7) § 17 gilt nicht.

4 .  A b s c h n i t t
Schluss- und 

Übergangsbestimmungen

§ 19
Eigener Wirkungsbereich

Soweit es sich um Dienstnehmer handelt, die in einem
Dienstverhältnis zu einer Gemeinde oder zu einem
Gemeindeverband stehen, fallen die nach diesem Gesetz
dem Dienstgeber zukommenden Aufgaben in den eige-
nen Wirkungsbereich.

§ 20
Auflegung

Dieses Gesetz ist in jeder Dienststelle des Landes
Tirol, einer Gemeinde und eines Gemeindeverbandes an
geeigneter, für die Dienstnehmer leicht zugänglicher
Stelle zur Einsichtnahme aufzulegen oder den Dienst-
nehmern im Wege der elektronischen Datenverarbei-
tung zugänglich zu machen.

§ 21
Verweisungen

(1) Verweisungen in Landesgesetzen auf Bestim-
mungen des Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998
gelten als Verweisungen auf die entsprechenden Be-
stimmungen dieses Gesetzes.

(2) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen
auf Bundesgesetze gelten in der im Folgenden ange-
führten Fassung:
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1. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB),
JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. I 77/2004;

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 179/2004;

3. Ausländerbeschäftigungsgesetz – AuslBG, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 136/2004;

4. Bauern-Sozialversicherungsgesetz – BSVG, BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 179/2004;

5. Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 8/2005;

6. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz – GSVG,
BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 179/2004;

7. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 – LDG
1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 176/2004;

8. Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr. 172,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 176/2004;

9. Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1985 – LLDG 1985, BGBl. Nr. 296,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 176/2004;

10. Land- und forstwirtschaftliches Landesvertrags-
lehrergesetz, BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 176/2004;

11. Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 113/1895,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 151/2004.

§ 22
Umsetzung 

von Gemeinschaftsrecht

Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 96/34/EG
des Rates zu der von UNICE, CEEP und EGB ge-
schlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub,
ABl. 1996 Nr. L 145, S. 4, umgesetzt.

§ 23
Übergangsbestimmungen

Der 3. Abschnitt gilt für Dienstnehmer, deren Kin-
der nach dem 30. September 2005 geboren werden. Für
Dienstnehmer, deren Kinder vor dem 1. Oktober 2005
geboren wurden, gelten weiterhin die Bestimmungen
über die Teilzeitbeschäftigung des Tiroler Eltern-Ka-
renzurlaubsgesetzes 1998. Abweichend davon kann eine
Teilzeitbeschäftigung oder eine Änderung der Lage der

Dienstzeit nach dem 3. Abschnitt dieses Gesetzes ver-
langt werden von einem

a) Vater, wenn sich die Mutter des Kindes am 1. Ok-
tober 2005 in einem Beschäftigungsverbot nach § 7
Abs. 1 und 2 TMSchG 2005, einer gleichartigen öster-
reichischen Rechtsvorschrift oder einer gleichartigen
Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaats des Europäischen
Wirtschaftsraumes befindet;

b) Vater, wenn die Mutter des Kindes am 1. Oktober
2005 im Anschluss an die Frist nach § 4 Abs. 1 und 2 des
Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 einen Erholungsur-
laub verbraucht oder durch Krankheit oder Unglücks-
fall an der Dienstleistung verhindert ist und Karenz-
urlaub oder Teilzeitbeschäftigung aufgrund des Tiroler
Mutterschutzgesetzes 1998, einer gleichartigen öster-
reichischen Rechtsvorschrift oder einer gleichartigen
Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaats des Europäischen
Wirtschaftsraumes bereits geltend gemacht hat, wobei
eine Teilzeitbeschäftigung oder eine Änderung der Lage
der Dienstzeit nach diesem Gesetz frühestens nach dem
Ablauf des Karenzurlaubes bzw. der ursprünglich ver-
einbarten Teilzeitbeschäftigung angetreten werden
kann;

c) Vater (Adoptiv- oder Pflegevater), wenn sich die-
ser oder die Mutter (Adoptiv- oder Pflegemutter) des
Kindes am 1. Oktober 2005 in Karenzurlaub aufgrund
des Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998, des
Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 oder einer anderen
gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrift oder
einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaats
des Europäischen Wirtschaftsraumes befindet, wobei
eine Teilzeitbeschäftigung oder eine Änderung der Lage
der Dienstzeit nach diesem Gesetz frühestens nach dem
Ablauf des Karenzurlaubes angetreten werden kann;

d) Vater (Adoptiv- oder Pflegevater), wenn sich die-
ser oder die Mutter (Adoptiv- oder Pflegemutter) des
Kindes am 1. Oktober 2005 in Teilzeitbeschäftigung
aufgrund des Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes
1998, des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 oder einer
anderen gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrift
oder einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mit-
gliedstaats des Europäischen Wirtschaftsraumes befin-
det, wobei eine Teilzeitbeschäftigung oder eine Ände-
rung der Lage der Dienstzeit nach diesem Gesetz frü-
hestens nach dem Ablauf der ursprünglich vereinbarten
Teilzeitbeschäftigung angetreten werden kann.

Dabei ist § 18 Abs. 2 lit. a und b nur auf Dienstneh-
mer in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
anzuwenden, deren Kinder nach dem 31. Dezember
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2001 geboren wurden. Für Dienstnehmer in einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, deren Kinder vor
dem 1. Jänner 2002 geboren wurden, gelten weiterhin
die Bestimmungen des § 12 Abs. 1 lit. a und b des Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 1998, LGBl. Nr. 87, in
der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 73/2002.

§ 24
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit 1. Oktober 2005 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Tiroler Eltern-Karenzurlaubsge-
setz 1998, LGBl. Nr. 87, zuletzt geändert durch das Ge-
setz LGBl. Nr. 64/2004, außer Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Hosp

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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